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Wie eine Bergtour durchläuft auch die für vier Jahre gültige Legislaturpla-
nung verschiedenste Planungs- und Entscheid-Etappen. Sie hat dann ihren 
Gipfel erreicht, wenn möglichst alle der anvisierten Ziele erreicht worden 
sind.

Die grossen Bilder in dieser Broschüre dokumentieren die Besteigung des 
Weissmies (4017 m) in den Walliser Alpen durch eine Alpinistin und einen 
Alpinisten. Es werden sieben Etappen vom Start der Tour in Saas-Almagell 
via Allmagellerhütte bis zum Aufstieg über den Südgrat gezeigt.    
Die kleinen Bilder zeigen Details aus der Bergwelt, sie lockern die Texte 
optisch auf. 

Titelbild: Einer der 48 Viertausender der Schweiz: das Weissmies.
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Einleitung

Worum es geht
Mit der Legislaturplanung 2011–2015 formuliert der Bundesrat seine 
politische Agenda für die kommenden vier Jahre. Er legt darin sechs 
Leitlinien, 26 Ziele und eine Vielzahl von Massnahmen fest. Der Bundes-
rat unterbreitet dieses «Regierungs- oder Gesetzgebungsprogramm» dem 
Parlament (Botschaft, einfacher Bundesbeschluss). National- und Stände-
rat können Anpassungen vornehmen. Gestützt darauf legt der Bundesrat 
jedes Jahr seinen Geschäftsbericht vor. So schafft er gegenüber Parlament 
und Öffentlichkeit Transparenz über seine Tätigkeit. 
Das Parlament hat eine neue Leitlinie zur Gleichstellung von Mann und 
Frau angenommen und dazu zwei Ziele festgelegt. Damit sind es nun 
sieben Leitlinien.

Diese Broschüre hat Bestand, was die strategische Linie der Legislatur-
planung angeht. Sie wird aber dort an Aktualität verlieren, wo konkrete 
Massnahmen umgesetzt werden. Bei diesen konkreten Massnahmen ist die 
Broschüre eine Momentaufnahme aus dem Jahre 2012.

Konstant und stabil 
Das politische System der Schweiz neigt nicht zu radikalen Veränderun-
gen. Nach den Parlamentswahlen kommt es nicht zu abrupten Wechseln 
in der Regierung. Diese Konstanz und Stabilität, aber auch die  Suche 
nach Konsens kommt in der Legislaturplanung zum Ausdruck. Sie baut 
auf Bestehendem auf und entwickelt es weiter. Der Bundesrat will künftige 
Herausforderungen beharrlich und mit langfristiger Sicht bewältigen. So 
gesehen ist die Strategie des Bundesrates über den Zeitraum einer Legisla-
tur hinaus gültig.

Gleichzeitig stellen sich immer wieder unerwartete Herausforderungen. 
So hat der Bundesrat angesichts der Ereignisse in Japan den schrittweisen 
Ausstieg aus der Kernenergie beschlossen. Er wird die entsprechenden 
Massnahmen in dieser Legislatur einleiten.

Keine Planung im luftleeren Raum
Ausgangspunkt der Legislaturplanung ist eine umfassende Lage- und Um-
feldanalyse. Sie zeigt, wo die Schweiz zum Beispiel bei Forschung und Ent-
wicklung, Energie und Umwelt oder Wirtschaft und Sozialversicherungen 
steht. Gleichzeitig erfasst der Bericht «Perspektiven 2025» wichtige Trends 
der nächsten Jahre (vgl. nächstes Kapitel). Damit stützt sich die Legislatur-
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planung auf ein solides Fundament. Dies ermöglicht eine wirkungsvolle 
Steuerung und Koordination der Tätigkeiten. 

Verknüpft mit den Finanzen…
Die besten Ziele und Massnahmen nützen nichts, wenn die finanziellen 
Mittel fehlen. Die Sachpolitik (Legislaturplanung 2011–2015) ist deshalb 
mit der Finanzpolitik (Legislaturfinanzplan 2013–2015) verknüpft. Auch 
in der Finanzplanung legt der Bundesrat Wert auf Stabilität: das Wachstum 
der Ausgaben ist zu begrenzen und die Schuldenbremse einzuhalten. Die 
Finanzpolitik dient aber auch dazu, Prioritäten zu setzen. So steigen die 
Ausgaben etwa bei der sozialen Wohlfahrt oder beim Verkehr stärker an als 
in anderen Gebieten, wo die Ausgaben nur wenig oder gar nicht zunehmen.

… und der Nachhaltigkeit
Die heutige Generation darf ihre Bedürfnisse nicht auf Kosten der nächs-
ten Generationen befriedigen – das ist die Grundidee der Nachhaltigkeit. 
Sie soll auch in der Legislaturplanung zum Zuge kommen. Deshalb be-
steht ein enger Bezug zur Strategie des Bundesrates «Nachhaltige Entwick-
lung 2012–2015» (siehe Anhang Seite 78).

Erreicht der Bundesrat die Ziele?
Die Ziele der Legislaturplanung sind verbindlich. Deshalb enthält die 
Legislaturplanung soweit möglich messbare Ziele und zahlenmässige «Indi-
katoren». Diese ermöglichen die Überwachung (Monitoring) der Zieler-
reichung durch den Bundesrat und durch das Parlament. Die vorliegende 
Broschüre stellt die Indikatoren nicht dar, diese finden sich in der Bot-
schaft (www.bk.admin.ch/themen/planung/04622/index.html?lang=de) 
und können auf der Internetseite des Bundesamtes für Statistik abgerufen 
werden (www.legislaturindikatoren.admin.ch).

Hinweis
Die Ergebnisse resp. Abweichungen der parlamentarischen Beratungen zur 
Botschaft sind in dieser Broschüre blau markiert.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen gestrichen 
respektive ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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synthese des berichtes  
«perspektiven 2025»

Die Legislaturplanung 2011–2015 ist in die längerfristige Sicht eingebet-
tet, die im Bericht «Perspektiven 2025» zum Ausdruck kommt. Dort sind 
die wichtigen Herausforderungen der nächsten 10–15 Jahre zusammen
gestellt.

Sich positionieren. Das internationale Umfeld der Schweiz ist komplexer 
geworden. Die Kräfte verschieben sich in Richtung Asien (z.B. China, In-
dien) oder Brasilien. Die EU-Mitglieder arbeiten immer enger zusammen, 
wobei die Euro-Krise diese Entwicklung bremsen könnte. Die Schweiz 
muss sich neu positionieren, um ihre Interessen zu wahren und nicht an 
den Rand gedrängt zu werden.

Gefahren erkennen. Der sicherheitspolitische Rahmen hat sich gewan-
delt. Stand früher eine militärische Bedrohung im Vordergrund, geht es 
heute auch um andere Risiken: das Zusammenbrechen schwacher Staaten, 
Terrorismus, organisierte Kriminalität oder verletzliche technische Syste-
me. Die Schweiz muss Gefahren frühzeitig erkennen und ihre sicherheits-
politischen Instrumente darauf ausrichten.

Institutionen anpassen. Eine bessere Zusammenarbeit zwischen Bund, 
Kantonen und Gemeinden stärkt den Föderalismus. Zugleich werden 
internationale Einflüsse wichtiger. Staat und Institutionen müssen sich 
anpassen können.

Innovativ bleiben. Der weltweite wirtschaftliche Wettbewerb nimmt zu. 
Die Schweiz droht an Gewicht zu verlieren. Umso mehr muss sie Bildung 
und Forschung fördern und über gute Infrastrukturen verfügen. So bleibt 
die Schweiz wettbewerbsfähig und innovativ.

Finanzierung sichern. Die Ansprüche an den Bund wachsen, zum 
Beispiel bei der Sozialversicherung, weil der Anteil älterer Menschen 
zunimmt. Oder bei Strasse und Schiene, wo sich Engpässe abzeichnen.  
Die Politik muss Lösungen entwickeln, damit die Ausgaben des Staates 
finanzierbar bleiben.

Gemeinsame Werte stärken. Die Einwanderung, das Stadt-Land-Gefälle 
oder das Zusammenleben verschiedener Kulturen können zu Spannun-
gen führen. Die Chancen einer vielfältigen Gesellschaft sind aufzuzeigen, 
Ängste abzubauen und gemeinsame Werte zu stärken.
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Demografische Entwicklung einbeziehen. Die Entwicklung der Be-
völkerung hat grosse Auswirkungen, z.B. auf die Sozialpolitik oder den 
Arbeitsmarkt. Die Schweiz muss unter anderem kompetenten Nachwuchs 
für die Wirtschaft und Forschung sichern.

Gutes Gesundheitswesen erhalten. Im Gesundheitswesen steigen 
die Ansprüche, Leistungen und Kosten. Die Vorsorge (Prävention) soll 
gestärkt werden. Die Kosten im Gesundheitswesen sind stabil zu halten, 
ohne dass die Qualität leidet.

Klimawandel eindämmen und Massnahmen einleiten. Der Klima-
wandel gefährdet die Menschen und die Natur. Die Schweiz unterstützt 
Massnahmen im globalen Kampf gegen den Klimawandel. Die sichere 
Versorgung mit Energie – wenn möglich erneuerbar – bleibt von grosser 
Bedeutung.

Mit Technologien umgehen. Die Informations- und Kommunikations-
technologie prägt unser Leben. Dies schafft Chancen für mehr Effizienz 
in der Wirtschaft und im Umweltschutz. Umgekehrt sind die Risiken zu 
begrenzen, die sich aus der zunehmenden Abhängigkeit von diesen Tech-
nologien ergeben.

Finanzierung der Infrastruktur sichern. Die Infrastrukturen sind wichtig 
für den Wohlstand der Schweiz. Immer mehr Menschen nutzen sie, es 
zeichnen sich Engpässe ab. Bei der Infrastruktur des Verkehrs braucht es 
neue Wege, um den Unterhalt und den nötigen Ausbau zu finanzieren.

Gleichgewicht finden. Die dynamischen Metropolitan-Räume (Zürich, 
Basel, Genfersee) stärken die Schweiz. Doch das Gewicht dieser Gebiete 
könnte zu Nachteilen für andere Regionen führen. Die Raumplanung soll 
dazu beitragen, die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung besser aufeinan-
der abzustimmen.
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Leitlinie 1

Ein «attraktiver Standort Schweiz» bedeutet: Schweizer Unter-
nehmen, aber auch internationale Konzerne finden im Inland 
bessere Rahmenbedingungen als im Ausland. Die Steuern sind 
verkraftbar, der Bundeshaushalt ist im Gleichgewicht. Politi-
sche Stabilität und Rechtsstaatlichkeit werden hoch gehalten. 
Und bei der Kommunikationstechnologie ist die Schweiz an 
der Spitze.

St
an

do
rt

Die Schweiz ist mit Industrie und Gewerbe, mit Banken und Versiche-
rungen international stark positioniert. Die Landwirtschaft orientiert sich 
am Markt und produziert nachhaltig. Die Lebensqualität ist hoch. Daran 
soll sich nichts ändern. Wichtig dafür sind politische Stabilität, massvolle 
Ausgaben des Staates, effiziente Behörden und Wachstum der Wirtschaft. 
In Zukunft könnten Fachkräfte fehlen; also muss mehr in Bildung inves-
tiert werden. Arbeitswelt und Lebensmodelle werden vielfältiger. Wenn 
alle flexibel sind – Unternehmen wie Angestellte –, lassen sich Arbeit und 
Privatleben besser vereinbaren. Im Alltag wird Elektronik immer wichtiger, 
die Technologien sollen für alle zugänglich sein.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 1

Der Standort Schweiz ist attraktiv, wettbewerbsfähig 
und zeichnet sich durch einen gesunden Bundeshaus-
halt sowie effiziente staatliche Institutionen aus.
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Ziel 1

Gleichgewicht des Bundeshaushaltes bedeutet: Der Bund gibt nicht 
mehr Geld aus als er einnimmt (aus Steuern, Gebühren, Zöllen etc.). 
Das kann nicht jedes Jahr exakt so sein. Doch über die Jahre hinweg 
sollen sich Ausgaben und Einnahmen die Waage halten.

Die Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat will den kommenden Generationen keine Schulden-
berge hinterlassen und vermeiden, dass höhere Steuern nötig werden. 
Dies würde das Wachstum der Wirtschaft behindern. Aus diesem Grund 
müssen die Ausgaben und Einnahmen des Bundes im Gleichgewicht sein. 
Doch die Ausgaben drohen in vielen Bereichen zuzunehmen. So führt der 
steigende Anteil älterer Menschen in unserer Gesellschaft zu höheren So-
zialausgaben und Gesundheitskosten (z.B. bei AHV, Pensionskassen und 
Krankenversicherungen). Die Engpässe und Belastungen beim Verkehr ru-
fen nach vermehrtem Unterhalt und Ausbau von Schiene und Strasse. Bei 
Bildung und Forschung gilt es, mit dem Ausland Schritt zu halten. Und 
die Gelder des Bundes sollen das Wachstum der Wirtschaft unterstützen. 
All das ist nur möglich, wenn es im Bundeshaushalt wieder mehr Spiel-
raum gibt. Dafür sind Massnahmen nötig, die dauerhaft zu mehr Effizienz 
führen («strukturelle Reformen»).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 1

Das Gleichgewicht des Bundeshaushaltes bleibt 
gewahrt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat hat in den letzten Jahren alle Aufgaben des Bundes analysiert 

(Projekt «Aufgabenüberprüfung»). Daraus haben sich verschiedene Ansätze für 

dauerhafte strukturelle Reformen bei den Ausgaben des Bundes ergeben.  

So sollen die Subventionen des Bundes generell überprüft werden. Die staat-

lichen Leistungen müssen noch effizienter erbracht werden. Zudem gibt es 

Aufgaben, die der Bund nicht zwingend selbst wahrnehmen muss. Derartige 

Aufgaben könnten ausgelagert werden. Dies wäre etwa beim Messwesen oder 

bei der Aufsicht über die Luftfahrt denkbar.1

Bei der Altersversicherung (AHV) sind grundlegende Reformen an die Hand zu 

nehmen, weil immer mehr Menschen immer länger leben und andererseits die 

Geburtenrate auch in unserem Land stetig sinkt. Das führt zu einer Lücke bei der 

Finanzierung der AHV. Diese Lücke will der Bundesrat schliessen. Dazu könnte 

unter anderem eine neue Rentenformel beitragen. Denn diese hat einen gros-

sen Einfluss darauf, wie hoch die Rente ist. 

Die Aufgaben von Bund und Kantonen möchte der Bundesrat gemeinsam mit 

den Kantonen noch besser entflechten (Weiterentwicklung der Neugestaltung 

des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung, NFA). 

Der Unterhalt und der Ausbau der Bahn lösen in Zukunft steigende Kosten aus. 

Der Bundesrat will deshalb dem Verursacherprinzip grössere Beachtung schen-

ken. Die Nutzerinnen und Nutzer im öffentlichen Verkehr sollen sich in Zukunft 

stärker an den tatsächlichen Kosten beteiligen (z.B. über höhere Tarife). Auch 

die Kantone profitieren stark vom Ausbau des öffentlichen Verkehrs. Aus diesem 

Grund sollen sie einen etwas höheren Anteil der Kosten tragen.

Mit diesen strukturellen Reformen entstehen wieder grössere Spielräume, 

um neue Aufgaben zu bewältigen. Diesen Handlungsspielraum möchte der 

Bundesrat nutzen, um deutlichere Prioritäten zu setzen. Er will die finanziellen 

Mittel vermehrt dorthin lenken, wo sich der Wohlstand der Bevölkerung und das 

Wachstum der Wirtschaft erhöhen lassen. Der Bundesrat will zudem das neue 

Führungsmodell für die Bundesverwaltung umsetzen. Er wird dem Parlament 

dazu eine Botschaft vorlegen. Damit lassen sich die Einnahmen und Ausgaben 

des Bundes besser steuern. Mittelfristig will der Bundesrat die Aufgaben und 

Finanzen in einer einzigen Planung verknüpfen (integrierter Aufgaben- und 

Finanzplan).

1 �Der Bund hat bereits verschiedene Aufgaben an Organisationen ausserhalb der zentralen Bundesverwal-
tung übertragen («Auslagerung»; z.B. früheres Bundesamt für Geistiges Eigentum, das seine Aufgaben heute 
als [externes] Institut wahrnimmt). Verschiedene andere Reformen haben zum Ziel, die Effizienz der Ver-
waltung zu erhöhen. Dazu zählt z.B. auch das Modell FLAG, mit dem heute mehrere Bundesämter arbeiten 
(Führung mit Leistungsauftrag und Globalbudget).

St
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rt
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Ziel 2

Die Schweizer Wirtschaft muss sich mit ihren Produkten gegen welt-
weite Konkurrenz durchsetzen. Ihre Chancen steigen, wenn sie auf 
gute Rahmenbedingungen zählen kann: zum Beispiel tragbare Steuern, 
wenig Bürokratie und gut ausgebildete Arbeitskräfte. Das sichert  
Arbeitsplätze, Wohlstand und Wachstum.

Die Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat will solide Rahmenbedingungen für die Wirtschaft, damit 
sie sich im internationalen Wettbewerb durchsetzen kann. Wichtig sind 
ein stabiles politisches System und eine funktionierende Sozialpartner-
schaft (Gesamtarbeitsverträge, keine oder nur seltene Streiks). Auch eine 
effiziente Verwaltung und schlanke Verfahren gehören zu guten Rahmen-
bedingungen. Der Bundesrat strebt einen noch stärkeren Wettbewerb in-
nerhalb der Schweiz an. Bei vielen Infrastrukturen sind Engpässe spürbar 
(z.B. Strasse, Schiene, Stromnetz). Diese gilt es zu beseitigen, damit die 
Infrastrukturen leistungsfähig bleiben. Möglichst grosse Teile der Bevölke-
rung – so auch ältere Menschen, Frauen sowie Ausländerinnen und Aus-
länder – sollen am wirtschaftlichen Leben teilhaben und erwerbstätig sein.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 2

Die schweizerische Wirtschaft ist durch bestmögliche 
Rahmenbedingungen gefestigt und wächst weiterhin.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will verschiedene Reformen unter dem Dach der Wachstums-

politik 2012–2015 fortführen und zusammenfassen. Die Produktivität bei der 

Arbeit (produzierte Gütermenge pro Stunde, Tag oder Jahr) soll sich verbessern. 

Die Wirtschaft soll – trotz des starken Frankens – weiterhin wachsen. Dafür sind 

verschiedene Hebel in Bewegung zu setzen: die öffentlichen Finanzen müssen 

gesund sein, Bildung und Forschung müssen grosses Gewicht haben, und die 

Schweiz muss sich wirtschaftlich nach aussen hin öffnen. Verschiedene rechtli-

che Anpassungen sollen den Unternehmen das Leben erleichtern. Vorgesehen 

sind zum Beispiel Änderungen des Kartellgesetzes, des Obligationenrechts und 

beim öffentlichen Beschaffungswesen.

Das Parlament hat mit zwei weiteren Massnahmen Pflöcke für mehr Wachs-

tum eingeschlagen: der administrative Aufwand für die Unternehmen soll 

gesenkt werden. Das macht sie im Alltag schlagkräftiger. Zudem will das 

Parlament mit einbeziehen, dass die Branchen in den verschiedenen Regionen 

des Landes unterschiedlich vertreten sind (z.B. Regionen mit besonders viel 

Tourismus, Uhren-, Maschinen- oder chemischer Industrie). Die industrielle 

Produktion und der Tourismus sollen in den verschiedenen Landesteilen 

mit geeigneten Rahmenbedingungen gefördert werden.

Der Bundesrat hat bereits eine Reihe von Massnahmen ergriffen, um den Stand

ort Schweiz noch attraktiver zu machen. Ab 2013 will er diese Massnahmen 

auswerten und wenn nötig Korrekturen vorschlagen. Diese wird er in einer 

Botschaft als Grundlage für die Standortförderung 2016–2019 dem Parlament 

unterbreiten.

Eine grosse Bedeutung misst der Bundesrat der Versorgung der Schweiz wäh-

rend Krisen zu. Er will vorbeugende Massnahmen treffen und eine Anpassung 

des Landesversorgungsgesetzes vornehmen. Ausreichende Vorräte sollen 

Engpässe bei Lebensmitteln oder Energie vermeiden. Doch die Massnahmen 

sollen sich nicht mehr allein auf bisherige machtpolitische Bedrohungen (v.a. 

militärischer Art) ausrichten. Auch andere Risiken sind einzubeziehen. So sind 

technische Infrastrukturen wie die Telekommunikation oder Informatik gegen 

Störungen widerstandsfähiger zu machen. Wichtige Dienstleistungen wie die 

Auszahlung der Renten müssen auch während Krisen funktionieren.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Ziel 3

Ein stabiler und attraktiver Finanzplatz heisst: Banken und Versiche-
rungen schaffen Arbeitsplätze und damit Wohlstand. Sie geniessen im 
In- und Ausland Vertrauen. Dank umsichtiger Geschäftspraxis sind 
sie gut gerüstet, wenn es wieder zu Krisen kommt. Sie können in der 
Schweiz auf stabile Verhältnisse zählen.

Die Strategie des Bundesrates

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat auch die Schweiz getroffen. Sie hat 
gezeigt, wie wichtig der Finanzplatz Schweiz ist. Er soll weiterhin zu den 
Besten der Welt gehören. Der Bundesrat will stabile Verhältnisse schaffen 
und den Finanzplatz vor neuen Krisen schützen. Das Ausland soll Vertrau-
en haben in die Banken, da sie korrekt und zuverlässig arbeiten. So tragen 
sie international zum guten Ruf der Schweiz und ihrer Volkswirtschaft bei. 
Von einem gesunden Finanzplatz profitiert die gesamte Wirtschaft. Gerade 
die Dienstleistungen der Banken und Versicherungen spielen eine grosse 
Rolle für die Unternehmen und die gesamte Bevölkerung: Kredite sind 
verfügbar, Geld lässt sich sicher anlegen. Und die täglichen Zahlungen für 
Löhne, Rechnungen oder die AHV funktionieren reibungslos.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 3

Stabilität und Standortattraktivität des Finanzplatzes 
sind gewährleistet, die Schweiz verfügt über eine wett-
bewerbsfähige, einfache, unbürokratische Regulierung2.

2 �Das Parlament hat das Ziel 3 erweitert. Als Folge der weltweiten Finanzkrise sind für den Finanzplatz und die 
Banken teilweise neue Regeln aufzustellen. Doch diese sollen möglichst einfach und unbürokratisch sein.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat hat bereits Ende 2009 neue Strategien für den Schweizer Finanz-

platz festgelegt (Bericht «strategische Stossrichtungen für die Finanzmarktpo-

litik»). Dabei geht es auch um ausländisches Geld bei den Schweizer Banken. 

Dieses Geld wurde in der Vergangenheit nicht immer korrekt versteuert. Das soll 

sich ändern: der Finanzplatz Schweiz soll nur noch Vermögen aus dem Ausland 

verwalten, die im Heimatland gemäss den dortigen gesetzlichen Vorgaben 

besteuert worden sind. 

Zur Umsetzung dieser Politik sieht die Schweiz bilaterale Steuerabkommen 

mit verschiedenen Ländern vor. Diese regeln die Vergangenheit: sie erfassen 

nicht deklarierte ausländische Vermögen und besteuern sie nachträglich. Die 

Abkommen gestalten aber auch die Zukunft: die Erträge aus den ausländischen 

Vermögen werden nun besteuert. Dies geschieht mit einer sogenannten Abgel-

tungs- oder Quellensteuer (ähnlich wie die Verrechnungssteuer). Im Gegenzug 

verbessern die Abkommen den Zugang der Schweizer Banken und Versicherun-

gen zu den ausländischen Märkten. Die Abkommen sind durch die Parlamente 

der beteiligten Staaten zu genehmigen.

In den kommenden Jahren will der Bundesrat mit weiteren Staaten verhandeln, 

um das Netz der Abkommen zu Quellensteuer und verbessertem Markt-

zugang zu erweitern. Dieses Modell stellt eine korrekte Besteuerung sicher, 

schützt aber auch die Privatsphäre der Bankkundinnen und -kunden. Dies ist 

beim sogenannten automatischen Informationsaustausch, wie ihn das Ausland 

teilweise fordert, nicht der Fall. Er ist administrativ sehr aufwändig und führt zu 

«gläsernen» Bankkundinnen und -kunden: die Daten über Identität, Wohnort, 

Höhe und Erträge des Vermögens gehen automatisch an den ausländischen 

Staat.

Der Bundesrat soll, so fordert das Parlament in einer zusätzlichen Massnahme, 

den Finanzplatz weiter entwickeln. Der Finanzplatz soll wettbewerbsfähig 

sein. Zugleich soll er Vertrauen schaffen und die korrekte Versteuerung der 

Vermögen unterstützen.
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Ziel 4

Eine integrale Politik für die Land- und Ernährungswirtschaft bedeu-
tet: Bäuerinnen und Bauern produzieren hochwertige Nahrungsmit-
tel. Dadurch tragen sie zu einer vielfältigen Landschaft mit Wiesen, 
Äckern und Wäldern bei. Für diese Leistungen sollen sie einen fairen 
Preis bekommen.

Die Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat will eine sichere Versorgung der Schweiz mit hochwer-
tigen und gesunden Lebensmitteln. Die Schweizer Landwirtschaft soll 
erfolgreich, umwelt- und tierfreundlich Nahrungsmittel produzieren. 
Gleichzeitig tragen die Bäuerinnen und Bauern dazu bei, eine vielfältige 
Kulturlandschaft zu erhalten. Der ländliche Raum bleibt so lebendig, und 
weniger Menschen wandern in die Städte und Agglomerationen ab. Davon 
profitieren die ganze Bevölkerung und die Volkswirtschaft («gemeinwirt-
schaftliche Leistungen»). Der Bund hilft der Landwirtschaft, damit sie die 
harten Anforderungen des internationalen Markts sowie den Auftrag der 
Bevölkerung für gemeinwirtschaftliche Leistungen unter einen Hut brin-
gen kann. Dazu dienen vor allem die Direktzahlungen (z.B. Zahlungen 
pro Fläche oder Nutztier) und soziale Massnahmen. Der Bund unterstützt 
auch den Verkauf einzelner Produkte wie z.B. Käse («Absatzförderung»).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 4

Die Agrarpolitik entwickelt sich in Richtung einer  
integralen Politik für die Land- und Ernährungswirt-
schaft weiter.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Die Landwirtschaft soll in der Schweiz und auf den internationalen Märkten 

erfolgreich sein. Der Bundesrat will die bisherige Politik weiter verbessern. Dazu 

wird er dem Parlament eine Botschaft zur Weiterentwicklung der Agrarpolitik 

(Agrarpolitik 2014–2017) vorlegen. Der Bundesrat will die Direktzahlungen 

noch wirksamer ausgestalten. Die Landwirtschaft produziert Nahrungsmittel 

sozial verantwortungsvoll, umwelt- und tiergerecht. Zugleich schützt und pflegt 

sie aber auch die Landschaft. Diese beiden Aufgaben will der Bundesrat in Zu-

kunft noch besser verbinden.

Die Unterstützung der Landwirtschaft kostet Geld. Deshalb wird der Bundesrat 

dem Parlament sogenannte Zahlungsrahmen vorlegen. Darin ist festgelegt, 

wie viel Geld in der Periode 2014–2017 in die Landwirtschaft fliessen soll. Die 

Vorgaben der Legislaturfinanzplanung sind dabei berücksichtigt (vgl. Einlei-

tung). Für das Parlament ist es besonders wichtig, dass die Schweizer Landwirt-

schaft Produkte höchster Qualität produziert. Sie muss eine Qualitätsstrategie 

verfolgen – das stellt eine grosse Chance für die Bäuerinnen und Bauern in der 

Schweiz dar.

Für die Agrarpolitik in der Zeit nach 2017 wird der Bundesrat bereits erste 

Vorentscheide treffen. Mit Blick auf die Periode 2018–2021 will er klären, ob 

und in welchen Bereichen Gesetze anzupassen sind und wie viel Geld für die 

Landwirtschaft zur Verfügung stehen soll. Gestützt darauf wird der Bundesrat 

eine nächste Botschaft an das Parlament vorbereiten (Agrarpolitik 2018–2021). 

Das Parlament will auch in Zukunft eine Landwirtschaft, die nicht «nur» die 

Landschaft pflegt, sondern auch und vor allem Nahrungsmittel produziert. So 

können Schweizerinnen und Schweizer auf eine sichere Versorgung mit Lebens-

mitteln zählen. Deshalb muss die zukünftige Agrarpolitik die produzierende 

und umweltschonende Landwirtschaft fördern.
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Ziel 5

Staatliche Institutionen sind handlungs- und leistungsfähig, wenn ihre 
Aufgaben klar sind und bei Bedarf angepasst werden können. Äussere 
Entwicklungen und veränderte Erwartungen der Bevölkerung machen 
immer wieder Reformen nötig. So können Behörden und Verwaltung 
gute Leistungen erbringen.

Die Strategie des Bundesrates

Die politischen und staatlichen Institutionen (Parlamente, Behörden, 
Verwaltungen etc.) müssen in der Lage sein, Strategien zu entwickeln und 
Probleme frühzeitig zu erkennen. Nur so können sie im richtigen Moment 
das Richtige tun. Der Bundesrat wünscht sich leistungsfähigere Institu-
tionen, damit sie auch schwierige Aufgaben besser bewältigen können. 
Bund, Kantone und Gemeinden müssen regeln, wer für welche Aufgaben 
zuständig ist. Dabei kann nicht alles beim Alten bleiben (z.B. bei Fusionen 
von Gemeinden). Auch die Agglomerationen haben neue Aufgaben und 
befassen sich zum Beispiel mit Raumplanung und Verkehr. Die Städte 
mit ihren Agglomerationen, der Bund und die Kantone müssen Lösungen 
gemeinsam angehen. Diese Zusammenarbeit will der Bundesrat ausbauen. 
Beim Bund selbst müssen die Zuständigkeiten unter den Departementen 
klar sein. Das Krisenmanagement ist zu verbessern.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 5

Die Handlungs- und Leistungsfähigkeit der schweizeri-
schen Institutionen und deren Zusammenarbeit3 sind 
optimiert.

3 �Das Parlament hat das Ziel ergänzt. Die einzelnen Institutionen sollen möglichst gut funktionieren, doch 
auch deren Zusammenarbeit ist zu optimieren. So erzielen die Institutionen noch bessere Resultate.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

In der Vergangenheit ist es gelegentlich zu Widersprüchen zwischen Volksiniti-

ativen und dem Völkerrecht sowie den Grundrechten in der Bundesverfassung 

gekommen. Der Bundesrat möchte deshalb nicht mehr nur wie bisher eine 

formelle Vorprüfung durchführen, sondern neu auch die materiellen inhaltlichen 

Aspekte einer Volksinitiative vorprüfen, um solche Konflikte frühzeitig zu erken-

nen. Es handelt sich hierbei um eine behördliche Dienstleistung zugunsten der 

Initiativkomitees und der Stimmberechtigten. Die Initiantinnen und Initianten 

erhielten noch vor Beginn der Unterschriftensammlung eine rechtliche Stellung-

nahme zur Frage der Vereinbarkeit ihrer Volksinitiative mit dem Völkerrecht und 

allenfalls mit den grundrechtlichen Kerngehalten der Bundesverfassung. Dies er-

möglichte es ihnen, den Initiativtext allenfalls anzupassen. Auf dem Unterschrif-

tenbogen könnte zudem ein kurzer Vermerk zur rechtlichen Stellungnahme 

angebracht werden. So könnten auch die Stimmberechtigten, die eine Initiative 

unterschreiben möchten, frühzeitig informiert werden, ob ihr Anliegen mit den 

grundrechtlichen Kerngehalten und dem Völkerrecht in Einklang steht oder 

nicht (Recht auf Leben und persönliche Freiheit, Gleichheit vor dem Gesetz, Mei-

nungs- und Informationsfreiheit). Das würde die Volksrechte stärken. Gestützt 

auf einen Bericht des Bundesrats hat das Parlament den Bundesrat daher bereits 

2011 beauftragt, ihm eine Botschaft zur «Änderung des Bundesgesetzes 

über die politischen Rechte» vorzulegen. 

Im Dezember 2010 hat der Bundesrat die Personalpolitik des Bundes neu ausge

richtet. Nun will er diese Personalstrategie der Bundesverwaltung 2011–2015 

umsetzen. Ziel ist es, dass der Bund auch in Zukunft gut ausgebildete und fähi-

ge Mitarbeitende anstellen kann. Die knappen finanziellen Mittel und der harte 

Wettbewerb um die besten Arbeitskräfte in der gesamten Wirtschaft machen 

dies jedoch nicht leicht. Der Bundesrat will genau prüfen, ob die festgelegten 

Ziele und Massnahmen seiner Personalstrategie erfolgreich sind («Controlling»). 

Er wird das Parlament jedes Jahr darüber informieren.

Das Parlament fordert mit einer zusätzlichen Massnahme, dass sich der Bun-

desrat besser organisiert und so auf nationaler und internationaler Ebene 

stärker Einfluss nehmen kann.
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Ziel 6

Ein attraktives und glaubwürdiges Steuersystem ist gerecht und ein-
fach. Es berücksichtigt den Wandel der Zeit. Reformen beseitigen 
heute bestehende Benachteiligungen von Familien und Ehepaaren und 
unterstützen das Energie-Sparen.

Die Strategie des Bundesrates

Steuern dienen zur Finanzierung der Ausgaben des Staates. Je attraktiver 
und besser das Steuersystem, desto leichter fällt dies. Und desto eher ak-
zeptiert die Bevölkerung die Steuern. Für den Bundesrat gelten dabei ver-
schiedene Grundsätze: Steuern sollen die Innovationen und Investitionen 
der Wirtschaft nicht behindern. Die Last der Steuern soll gerecht verteilt 
sein. Das Steuersystem ist einfach und verständlich, die Steuergesetze sind 
für alle gleich und konsequent zu vollziehen. Auch das Ausland soll das 
Schweizer Steuersystem als fair und korrekt empfinden. Der Bundesrat hat 
bereits mehrere Projekte gestartet, um das Steuersystem weiter zu verbes-
sern (z.B. Reform der Familienbesteuerung). Er will diese Vorhaben nun 
umsetzen und zusammen mit den Kantonen weitere Schritte einleiten. Er 
wird dabei die Interessen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler berück-
sichtigen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 6

Die Attraktivität und die Glaubwürdigkeit des 
schweizerischen Steuersystems sind gestärkt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Heute sind verheiratete Paare bei der direkten Bundessteuer teilweise schlech-

ter gestellt als Paare, die im Konkubinat leben («Heiratsstrafe»). Dies betrifft z.B. 

Rentnerehepaare mit mittleren und höheren Einkommen. Ungleichheiten beste-

hen auch abhängig davon, ob in einer Ehe nur ein oder beide Partner verdienen. 

Der Bundesrat will in Zukunft gerechte Belastungen bei der Ehepaar- und 

Familienbesteuerung erzielen und Benachteiligungen beseitigen. Er wird 

ein geeignetes Modell und die nötigen Massnahmen festlegen. Sollten die Steu-

ereinnahmen des Bundes dadurch sinken, wird der Bundesrat einen Ausgleich 

an anderer Stelle vorschlagen (Bundeshaushalt bleibt im Gleichgewicht).

Die Höhe der Steuern ist mit entscheidend dafür, ob sich die Unternehmen im 

internationalen Wettbewerb behaupten können. Der Bundesrat will steuerliche  

Hindernisse für Unternehmen abbauen und das Wachstum der Wirtschaft 

unterstützen. Dazu will er dem Parlament die Unternehmenssteuerreform III 

vorlegen. Sollten die Steuereinnahmen des Bundes dadurch sinken, wird der 

Bundesrat einen Ausgleich an anderer Stelle vorschlagen. Der Bundesrat wird 

auch den Dialog mit der EU über die strittigen Fragen bei der Besteuerung der 

Unternehmen in der Schweiz fortführen. 

Mit der Energiestrategie 2050 möchte der Bundesrat unser Land in zwei Etap-

pen zu einer «Neuen Energiepolitik» führen. In einer ersten Etappe sollen die 

bestehenden Energiesysteme effizienter genutzt und bereits vorhandene oder 

absehbare neue Technologien vermehrt gefördert werden. Parallel dazu soll 

der Ausstieg aus der Kernenergie schrittweise vorangetrieben werden. Mit der 

ökologischen Steuerreform will der Bundesrat Anreize für eine nachhaltige 

und effiziente Nutzung von Energie schaffen.
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Ziel 7

Die elektronische Kommunikation und Information ist schnell und 
kann fast überall eingesetzt werden (Energie, Verkehr, Gesundheit, 
Industrie etc.). Diese modernen Technologien bieten grosse Chancen, 
wenn sie für alle und zu möglichst tiefen Kosten zugänglich sind.

Die Strategie des Bundesrates

Die Informations- und Kommunikationstechnologien (Internet, Compu-
ter, Datenbanken etc.) begegnen uns jeden Tag. Sie prägen unsere Gesell-
schaft und Wirtschaft immer mehr. Sie müssen deshalb für alle verfügbar 
und kostengünstig sein. Der Bundesrat will die Chancen dieser Technolo-
gien konsequent nutzen. Mit ihnen lässt sich zum Beispiel Energie spar-
samer einsetzen. Die Bürgerinnen und Bürger können mit den Behörden 
einfacher zusammen arbeiten, wenn sie elektronische Kanäle nutzen  
(«e-Government»). Im Gesundheitswesen lassen sich mit elektronischen 
«Patientendossiers» Kosten senken und die Sicherheit für die Patientinnen 
und Patienten erhöhen («e-Health»). Umgekehrt gilt es, die Risiken der 
neuen Technologien zu begrenzen. Fallen sie wegen Störungen aus, so 
steht schnell (fast) alles still. Die Infrastrukturen für die Kommunikation 
sind deshalb zu schützen. Das Gleiche gilt auch für persönliche Daten.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 7

Die Schweiz nutzt die Chancen der Informations-  
und Kommunikationstechnologien und anderer 
moderner Technologien4.

4 �Das Parlament will das Ziel offener halten. Nicht nur Technologien der Information und Kommunikation, 
sondern auch andere moderne Technologien könnten grosse Chancen für die Schweiz bieten (denkbar wä-
ren z.B. elektronische Steuerungen oder Energie- und Umwelttechnologien unter dem Begriff «Cleantech»).

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will ein Bundesgesetz über ein elektronisches Patientendos

sier vorlegen. Damit stehen die medizinischen Informationen eines Patienten 

oder einer Patientin den behandelnden Ärztinnen und Ärzten und weiteren 

Fachpersonen jederzeit und vollständig zur Verfügung. Dies erhöht die Qualität 

der medizinischen Versorgung. Der sichere Austausch und der Zugang zu den 

Daten sind gesetzlich zu regeln.

Im Frühjahr 2012 hat der Bundesrat seine Strategie für eine Informations

gesellschaft in der Schweiz aktualisiert. In einem Bericht wird der Bundesrat 

später aufzeigen, wie sich die Infrastrukturen und der Markt für die Telekommu-

nikation in der Schweiz entwickelt haben (Telefon, Internet). Wenn nötig wird 

der Bundesrat Massnahmen vorschlagen.

Seit einigen Jahren verfolgen Bund und Kantone die Strategie «e-Govern-

ment». Unternehmen wie auch Bürgerinnen und Bürger haben oft Kontakt mit 

den Verwaltungen von Gemeinde, Kanton und Bund. Unterlagen und Informati-

onen sollen in Zukunft mehr und mehr elektronisch ausgetauscht werden. Das 

ist schneller, einfacher und wirtschaftlicher. In den nächsten Jahren ist nun die 

Strategie «e-Government» weiter umzusetzen. Der Zugang zu den elektroni-

schen Daten ist besonders sorgfältig zu regeln. Dafür wollen Bund und Kantone 

ein spezielles System aufbauen. 

Das Bundesrecht (Verfassung, Gesetze, Verordnungen) wird laufend angepasst. 

Heute ist die Fassung auf Papier rechtlich massgebend. Die meisten Menschen 

haben keinen raschen Zugang zu diesen Unterlagen. Sie können sich somit nur 

schlecht über ihre Rechte und Pflichten informieren. Dies will der Bundesrat 

ändern: in Zukunft soll die elektronische Fassung rechtlich verbindlich und für 

alle Bürgerinnen und Bürger leicht zugänglich sein. Die Grundlage dafür bildet 

eine Änderung des Publikationsgesetzes.

Künftig sollen Bürgerinnen und Bürger auch auf elektronischem Weg abstim-

men und wählen können. Dies ist das Ziel der Strategie «Vote électronique». 

Nach ersten Pilotversuchen in drei Kantonen beteiligen sich seit 2010 bereits  

13 Kantone mit Erfolg an den Versuchen mit der elektronischen Stimmabgabe. 

Bei den Nationalratswahlen 2011 hatten die Auslandschweizerinnen und  

-schweizer in vier Kantonen (BS, SG, GR, AG) sogar erstmals die Gelegenheit, ihre 

Stimme elektronisch abzugeben. Der Bundesrat wird die bisherigen Erfahrun-

gen im dritten Bericht zu «Vote électronique» schildern und Vorschläge für das 

weitere Vorgehen machen.
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Leitlinie 2

Die Schweiz hat Einfluss im internationalen Kontext, wenn sie 
gut vernetzt ist und ihre Stimme in Europa und auf der gan-
zen Welt gehört wird. Das ist wichtig für einen Kleinstaat, der 
auch wirtschaftlich über Importe und Exporte sehr eng mit 
dem Ausland verbunden ist.

Die Schweiz  ist stark «globalisiert»: viele Unternehmen sind auf Export 
und internationale Dienstleistungen ausgerichtet (Maschinen-, Elektro-
industrie, Chemie, Banken etc.). Doch die Schweiz importiert auch viele 
Güter (Energie, Autos etc.). Deshalb muss sie ihren internationalen Ein-
fluss z.B. bei UNO, OECD, IWF oder WTO ausbauen. Der wichtigste 
Partner bleibt weiterhin die EU. Der «bilaterale Weg» ermöglicht eine enge 
Zusammenarbeit, ohne der EU beizutreten. Diese Politik verspricht zurzeit 
den grössten Erfolg. Deshalb will sie der Bundesrat weiter entwickeln. 
Zugleich will die Schweiz solidarisch mithelfen, die weltweite Armut zu 
bekämpfen und Konflikte zu entschärfen («Gute Dienste»).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 2

Die Schweiz ist regional und global gut positioniert 
und hat ihren Einfluss im internationalen Kontext 
gestärkt.
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Ziel 8

Wer gut vernetzt ist, kann Einfluss nehmen. Die «multilateralen In-
stitutionen» bestimmen mit, was international gilt: zum Beispiel in 
der Welt der Banken oder beim weltweiten Handel. Das betrifft die 
Schweiz direkt. Daher will sie auch bei der Führung der Organisatio-
nen direkt Einfluss nehmen.

Die Strategie des Bundesrates

Die Schweiz muss sich über die EU hinaus international aktiv einbringen 
und Gleichgesinnte suchen. Der Bundesrat will Genf als internationales 
Zentrum stärken und dazu beitragen, internationale Herausforderungen 
zu bewältigen. Das gilt besonders für Frieden, Sicherheit, Klimawandel, 
Bekämpfung der Armut, wirtschaftliches Wachstum und eine stabile 
Finanzwelt. Der Bundesrat will seinen Einfluss beim Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) und bei der Weltbank bewahren. Die Schweiz gehört 
nicht zur G20 (Gruppe der 20 stärksten Finanz- und Wirtschaftsnatio-
nen der Welt). Der Bundesrat will aber über verschiedene Kanäle mehr 
Einfluss auf die G20 gewinnen. Denn diese prägt die globale Finanz- und 
Wirtschaftspolitik immer mehr.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 8

Die Schweiz ist global gut vernetzt, und ihre 
Position im internationalen Kontext und in den 
multilateralen Institutionen ist gefestigt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Seit einigen Jahren ist der Franken im Vergleich zum Euro und US-Dollar eine 

sehr starke Währung. Das bereitet der Schweizer Wirtschaft grosse Schwierigkei-

ten (Tourismus, Export-Wirtschaft). Der Bundesrat beteiligt sich deshalb zusam-

men mit anderen Staaten an verschiedenen Massnahmen, um ausländische 

Währungen zu stützen und zu stabilisieren  (z.B. Euro). Grosse Bedeutung kommt 

dabei der Teilnahme der Schweiz an den allgemeinen Kreditvereinbarungen 

des IWF und der internationalen Währungshilfe zu. Der Bundesrat will beide 

Abkommen weiterführen (zwei Botschaften an das Parlament).

Die Schweiz will sich auch zu Gunsten der ärmsten Menschen der Welt einsetzen 

und die Politik der Weltbank und der Internationalen Entwicklungsagentur 

(IDA) aktiv mitgestalten und mitfinanzieren. Die Schweiz will dazu beitragen, 

die finanziellen Mittel der Weltbank und der IDA wieder aufzustocken, um den 

ärmsten Ländern Gelder zur Verfügung zu stellen. So lässt sich die Armut in den 

Entwicklungsländern bekämpfen, und es können mehr öffentliche Güter (z.B. 

sauberes Wasser) zur Verfügung gestellt werden.

Der Bundesrat kann in der Schweiz deponierte Vermögen ausländischer Perso-

nen oder Familien sperren. So verhindert er, dass zum Beispiel eine Herrscher-

familie ihre Gelder während eines politischen Umsturzes noch rasch aus der 

Schweiz abziehen kann. Die innerschweizerische Rechtsgrundlage dafür ist 

aber unbefriedigend. Deshalb will der Bundesrat nun eine formelle Grundlage 

auf Stufe Gesetz für die Sperrung ausländischer Vermögenswerte in der 

Schweiz schaffen.

Genf ist das Fenster zu den internationalen Organisationen und hat für den 

Bundesrat eine grosse Bedeutung. Das Parlament will, dass Genf in Zukunft eine 

noch wichtigere Rolle spielt. Neue internationale Institutionen sollen ihren Sitz 

in Genf finden. Das Parlament nimmt deshalb eine neue Massnahme auf: der 

Bundesrat soll Genf als internationales Zentrum gezielt stärken.
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Ziel 9

Die EU ist die wichtigste Handelspartnerin der Schweiz. Doch die 
Schweiz ist nicht Mitglied der EU. Sie hat ihr Verhältnis zur EU in bi-
lateralen Verträgen geregelt. Der Bundesrat will weiterhin diesen «bila-
teralen Weg» gehen.  Allerdings sind dafür verschiedene institutionelle 
Fragen zu klären (z.B. Übernahme von EU-Recht).

Die Strategie des Bundesrates

Die EU entwickelt ihren «Binnenmarkt» laufend weiter (offene Grenzen, 
einheitliches Recht, keine Zölle etc.). Die Schweiz hat sich den Zugang 
zu wichtigen Teilen des Binnenmarkts mit bilateralen Verträgen gesi-
chert (z.B. Forschung, Personenfreizügigkeit). Der Bundesrat will diesen 
«bilateralen Weg» stärken. Er ist bereit, alle offenen Dossiers mit der EU 
zu erörtern und weitere Verträge abzuschliessen, wenn für beide Seiten ein 
Interesse besteht. Dazu will er sich vorher mit Parlament, Kantonen und 
Sozialpartnern absprechen. Für verschiedene «institutionelle» Fragen sind  
neue Lösungen zu entwickeln. So ist zum Beispiel genauer zu regeln, wie 
die Schweiz neues EU-Recht übernimmt und wer überwachen soll, ob 
und wie sie das EU-Recht anwendet. Wenn sich die Schweiz und die EU 
über die Auslegung der Abkommen nicht einig sind, könnte z.B. ein neu 
zu schaffendes Gericht über Differenzen entscheiden.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 9

Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist gestärkt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will die offenen institutionellen Fragen zwischen der Schweiz 

und der EU regeln. Die EU will zum Beispiel ein einheitliches EU-Recht und 

wünscht deshalb, dass die Schweiz neues EU-Recht automatisch übernimmt. 

Die Schweiz hingegen will – da sie nicht EU-Mitglied ist – mitbestimmen, wie 

und in welchem Umfang sie neues EU-Recht übernimmt. Eine Annäherung in 

diesen Fragen ist zentral, um den bilateralen Weg weiter zu entwickeln. Auch 

das Parlament hält es für wichtig, die Beziehungen zur EU weiter auszubauen. 

Neue Abkommen sind sorgfältig vorzubereiten. Auch die Kantone sollen dabei 

mitreden können. Das Parlament verlangt deshalb innerstaatliche Reformen, 

welche die Mitwirkung der Kantone bei der Weiterentwicklung des Verhält-

nisses zur EU stärken.

Der Kreis der EU-Mitglieder erweitert sich. So wird Kroatien voraussichtlich Mitte 

2013 der EU beitreten. Deshalb will der Bundesrat das Personenfreizügigkeits-

abkommen auf Kroatien ausdehnen. Der Übergang zur Freizügigkeit soll 

schrittweise erfolgen. Darüber gilt es mit der EU zu verhandeln.

Der Bundesrat will Behinderungen des Wettbewerbs bekämpfen. Die zustän-

digen Behörden in der EU und der Schweiz (Wettbewerbskommission WEKO) 

sollen dafür vertrauliche Informationen austauschen können. Dazu will der 

Bundesrat ein Kooperationsabkommen Schweiz-EU im Bereich Wettbewerb 

abschliessen. Um den Schutz der Gesundheit und Umwelt im Umgang mit 

chemischen Produkten zu verbessern, will der Bundesrat auch ein Abkommen 

über eine Zusammenarbeit im Bereich der Chemikaliensicherheit abschlies-

sen. 

Der Bundesrat will mit der EU auch neue Abkommen bei der Sicherheit 

von Lebensmitteln, von anderen Produkten (z.B. bei Farben) und bei der 

öffentlichen Gesundheit abschliessen. Die Behörden können die Menschen 

so frühzeitig vor Gefahren warnen (z.B. verseuchte Lebensmittel, gefährliche 

Krankheitserreger). Das Parlament will jedoch – im Gegensatz zum Bundesrat – 

kein Agrarabkommen, das den freien Handel mit landwirtschaftlichen Gütern 

bringen würde. Die Bäuerinnen und Bauern in der Schweiz haben, so die Sicht 

des Parlaments, schon auf Grund der kleinräumigen und hügeligen Landschaft 

und wegen des relativ rauen Klimas schwierige Bedingungen. Ein Agrarabkom-

men würde die Schweizer Landwirtschaft vor weitere Probleme stellen.
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Ziel 10

Die Strategie zur Aussenwirtschaft zeigt, in welchen Weltregionen ein 
Wachstum der Wirtschaft erwartet wird und mit welchen Ländern die 
Schweiz den Handel besonders ausbauen will. Dort sollen vermehrt 
Schweizer Produkte Absatz finden. Die Strategie zeigt auch, wie die 
Schweiz dabei die Umwelt und soziale Anliegen berücksichtigen will.

Die Strategie des Bundesrates

Der Motor für das Wachstum der Weltwirtschaft liegt zunehmend in 
Asien (z.B. China, Indien), zum Teil auch in Südamerika (z.B. Brasilien). 
Viele traditionelle Industrieländer in Europa oder Nordamerika leiden 
hingegen zurzeit unter hohen Schulden und vielen Arbeitslosen. Die 
Schweizer Wirtschaft muss sich auf diese Veränderungen ausrichten und 
neue Märkte erobern. Der Bundesrat will deshalb mit weiteren Staaten 
Freihandelsabkommen aushandeln und so für die Schweizer Wirtschaft 
neue Absatzmärkte öffnen. Er will aber auch die Folgen des wirtschaft-
lichen Wachstums auf die Umwelt und die sozialen Auswirkungen be-
rücksichtigen. Die Hilfe zugunsten der weniger entwickelten Länder ist 
auszubauen. Dies trägt dazu bei, dass das Gefälle zwischen ärmeren und 
reicheren Ländern abnimmt. So können immer mehr Staaten wirtschaft-
lich wachsen und am internationalen Handel teilhaben.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 10

Die Aussenwirtschaftsstrategie ist weiterentwickelt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will die aus dem Jahr 2004 stammende Aussenwirtschaftsstra-

tegie der Schweiz vertiefen. Wenn sich das internationale Umfeld verändert, ist 

auch die Strategie anzupassen. Der Bundesrat legt seine Vorschläge im Bericht 

zur Aussenwirtschaftspolitik 2011 dar und unterbreitet diesen dem Parlament.5 

Der Bundesrat strebt auch eine Stärkung der Welthandelsorganisation WTO 

an. Die WTO legt die Regeln für den weltweiten freien Handel mit Gütern fest. 

Das ist für die Schweiz sehr wichtig: als Export-Nation ist sie ganz besonders auf 

offene Märkte und freien Handel angewiesen. Wenn ausländische Staaten Barri-

eren, Hindernisse und Sonder-Vorschriften für ausländische Produkte aufbauen 

(«Protektionismus»), dann trifft dies die Schweiz besonders hart. Die Regeln zur 

Bekämpfung des Protektionismus’ sollen deshalb ausgebaut werden. 

Der Bundesrat will die wirtschaftlichen Beziehungen und den freien Handel mit 

verschiedenen Ländern intensivieren. Dies gilt insbesondere für wirtschaftlich 

aufstrebende Nationen wie China, Indien, Indonesien, Vietnam oder verschiede-

ne Staaten in Zentralamerika. Zu diesem Zweck will der Bundesrat Verhandlun-

gen führen und das Netz von Freihandelsabkommen ausbauen und verstär-

ken. Dadurch können Hindernisse im Handel zwischen den Ländern abgebaut 

werden, und die Schweiz erhält Zugang zu Märkten, die sich in Zukunft wohl 

besonders stark entwickeln werden.

5 �Der Bundesrat unterbreitet dem Parlament jährlich einen Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik. Der Bericht 
2011 erschien im Jahr 2012. Im Bericht 2011 legt der Bundesrat ein besonderes Schwergewicht auf die 
Aktualisierung der Aussenwirtschaftsstrategie aus dem Jahr 2004.
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Ziel 11

Rund eine Milliarde Menschen leben in Armut. Verschiedene Risiken 
bedrohen die Menschen in den Entwicklungsländern: Kriege, Natur-
katastrophen, Krankheiten, Hunger, Durst etc. Die Schweiz will mit 
ihrer Entwicklungszusammenarbeit («Entwicklungshilfe») zu einem 
besseren Leben beitragen.

Die Strategie des Bundesrates

Die Wirtschafts- und Finanzkrise und die schwankenden Preise für 
Nahrungsmittel haben die Entwicklungsländer besonders hart getroffen. 
Kriege, Flüchtlingsströme und der Klimawandel erschweren ihre Lage 
weiter. Der Bundesrat will deshalb auch in Zukunft einen Beitrag zur 
Armutsverminderung in den Entwicklungsländern leisten. Dabei will er 
regionale Schwergewichte bilden und Hilfe vor Ort leisten (Zugang zu 
Trinkwasser, Berufsbildung, Gesundheit etc.). Er will diese Länder auch 
darin unterstützen, eine Demokratie und einen Rechtsstaat aufzubauen 
(Bildung, Überwachung von Wahlen etc.). Die Schweiz erhöht die finanzi-
ellen Mittel für ihre Entwicklungshilfe und will dafür im Jahr 2015 0.5% 
des Bruttonationaleinkommens einsetzen. Mit der humanitären Hilfe 
(u.a. Korps für Humanitäre Hilfe) will der Bundesrat Menschen vor, wäh-
rend und nach Krisen und Katastrophen rasch und wirkungsvoll unter-
stützen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 11

Die Schweiz leistet einen angemessenen Beitrag 
zur Bewältigung der Armutsprobleme und zur 
Minderung globaler Risiken.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will mit der Botschaft über die internationale Zusammenar-

beit 2013–2016 seine Strategien, Massnahmen und die finanziellen Mittel fest-

legen. Damit will der Bundesrat zur Verminderung der weltweiten Armut und 

zur Verbesserung der Chancen der ärmsten Länder beitragen, sich wirtschaftlich 

entwickeln zu können. Das Leben der Menschen in den Entwicklungsländern 

soll sicherer werden. Dies gelingt nur, wenn Bedrohungen und Risiken wie 

Naturkatastrophen, Hunger oder Konflikte abgebaut oder zumindest entschärft 

werden können. 

Der Bundesrat richtet seine Politik auf fünf strategische Ziele aus. Er will 1) Krisen,  

Konflikten und Katastrophen vorbeugen; 2) für alle Zugang zu Ressourcen 

(wie Wasser) und Dienstleistungen schaffen; 3) nachhaltiges Wachstum der 

Wirtschaft fördern; 4) den Übergang zu demokratischen, marktwirtschaftli-

chen Systemen unterstützen; 5) eine Globalisierung mitgestalten, welche die 

Entwicklung fördert und die Umwelt schont. Die Botschaft des Bundesrats über 

die internationale Zusammenarbeit 2013–2016 erläutert die verschiedenen 

Instrumente und Programme der Entwicklungszusammenarbeit.

In der gleichen Botschaft sind auch die vier Beschlüsse enthalten, die das Parla-

ment fassen muss, um die Entwicklungshilfe zu finanzieren. Dabei geht es um 

die internationale humanitäre Hilfe, um die technische Zusammenarbeit und 

die Finanzhilfe für Entwicklungsländer, um die Zusammenarbeit mit Osteuropa 

sowie um wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen in der Entwicklungs-

zusammenarbeit.
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Ziel 12

Gute Dienste und friedensfördernde Massnahmen haben Tradition 
in der schweizerischen Aussenpolitik: Die Schweiz hat immer wieder 
angeboten, bei Konflikten zu vermitteln («Mediation»). Ihr Einsatz für 
Menschenrechte stützt sich auf das Prinzip der Menschlichkeit («hu-
manitäre Tradition»). Der Bundesrat will diese Politik verstärken.

Die Strategie des Bundesrates

Die Krisen der Gegenwart sind häufig schwer durchschaubar und haben 
verschiedene Ursachen: Hunger und Armut, religiöse und soziale Span-
nungen, Diktaturen und Unterdrückung. Der Bundesrat will sich deshalb 
noch stärker für die Menschenrechte einsetzen und so zu dauerhaftem 
Frieden beitragen. Die Schweiz hat die Gelder für die Friedensförderung 
2012–2016 erhöht und will schwergewichtig in Regionen helfen, wo 
besondere Spannungen bestehen: z.B. in Südosteuropa, Nordafrika und 
im Nahen Osten. Der Bundesrat will vor allem bei Konflikten vermitteln, 
die Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten schützen und mithelfen, 
demokratische Strukturen aufzubauen. Hier kann die Schweiz ihre Erfah-
rungen einbringen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 12

Die Schweiz hat ihr Engagement im Bereich  
Menschenrechte, Friedenspolitik, Mediation  
und Gute Dienste verstärkt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Die Vereinten Nationen (UNO) sind die wichtigste Institution, um den Menschen-

rechten auf der ganzen Welt zum Durchbruch zu verhelfen. Der Bundesrat will 

dem Parlament zwei Botschaften zu Übereinkommen der Vereinten Nationen 

vorlegen. 

Das Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwinden-

lassen hält das Recht jeder Person fest, dass niemand sie verschwinden lassen 

darf. Dies gilt jederzeit (z.B. auch während Kriegen) und auch für die Organe 

des Staates (z.B. Geheimdienst). Der Begriff des «Verschwindenlassens» umfasst 

zum Beispiel eine Entführung oder die Verwahrung an einem unbekannten Ort. 

Solche Fälle sollen weltweit verhütet werden und dürfen nicht straflos sein. Der 

Bundesrat will dem Parlament eine Botschaft zum Übereinkommen zusammen 

mit den notwendigen Anpassungen im Strafrecht unterbreiten.

Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-

gen verbietet deren Diskriminierung und garantiert ihnen die bürgerlichen, 

politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte. Dies 

soll ihnen die aktive Teilnahme am alltäglichen Leben erleichtern. Mit diesem 

Übereinkommen entsteht grundsätzlich kein Sonderrecht für Menschen mit 

Behinderung. Die universellen Menschenrechte sollen auch bei der besonderen 

Lebenslage behinderter Menschen gültig und anwendbar sein.

Die Schweiz kann auf eine lange Tradition der «Guten Dienste» zurückblicken. 

Der Einsatz für die Menschenrechte und die Förderung des Friedens gehören  

zu den wichtigsten Zielen der Aussenpolitik. Dies soll so bleiben. Der Bundesrat 

will die Massnahmen zur Förderung des Friedens und der menschlichen  

Sicherheit 2012–2016 weiterführen. Leistet die Schweiz damit wertvolle Diens-

te zugunsten Anderer, kann sie ihr Ansehen verbessern und ihren Einfluss in der 

Welt verstärken.

Das Parlament hat dieses Anliegen noch erweitert. Es erwartet eine Strate-

gie für eine differenzierte Aussenpolitik gegenüber autokratischen und 

menschenrechtsverletzenden Staaten.  Die Schweizer Kontakte mit solchen 

Staaten sollen dazu beitragen, dass dort die Menschenrechte beachtet werden. 

Der Bundesrat hat 2009 in einem Pilotversuch ein Kompetenzzentrum aufge-

baut, um Kantone, Gemeinden und die Privatwirtschaft auf dem Gebiet der 

Menschenrechte besser unterstützen zu können. Nun will er eine Evaluation 

des Kompetenzzentrums zugunsten von Dienstleistungen im Bereich der 

Menschenrechte vornehmen. Gestützt darauf wird er Vorschläge für das weite-

re Vorgehen machen.
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Leitlinie 3

Die Schweiz will in Sicherheit leben. Doch es gibt Bedrohun-
gen, und sie sind vielfältiger geworden (Naturkatastrophen, 
Terrorismus, Kriminalität etc.). Die Schweiz will Risiken früh-
zeitig erkennen und die richtigen Mittel einsetzen, um ihnen 
zu begegnen. Das ist die Aufgabe der Sicherheitspolitik.

Früher haben vor allem Kriege und feindlich gesinnte Staaten die Sicher-
heit eines Landes bedroht. Heute sind die Bedrohungen vielfältiger und 
teilweise schwer erkennbar. Terrorismus, organisierte Kriminalität (z.B. 
Menschen-, Drogen-, Waffenhandel, Geldwäsche) oder Angriffe auf Kom-
munikationsnetze können die Sicherheit bedrohen. Auch innerhalb der 
Schweiz ist die Gewaltbereitschaft gestiegen (Jugendgewalt, Sportstadien).  

Als Folge des Klimawandels häufen sich extreme Wetterlagen und führen 
zu Überschwemmungen, Erdrutschen oder Felsstürzen (Naturgefahren). 

Sicherheit auf breiter Ebene zu gewähren ist deshalb eine nationale und 
internationale, zivile und militärische Aufgabe. Die Instrumente der Si-
cherheitspolitik erzielen die grösste Wirkung, wenn sie koordiniert und im 
Verbund zum Einsatz kommen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 3

Die Sicherheit der Schweiz ist gewährleistet.
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Ziel 13

Drei Dinge sind wichtig, wenn ein Land bedroht ist: die Bedrohung 
möglichst frühzeitig erkennen, über die nötigen Mittel zur Abwehr der 
Bedrohung verfügen und fähig sein, diese Mittel wirksam einzusetzen. 
Alle Glieder dieser Kette müssen halten, damit das Land sicher ist.

Die Strategie des Bundesrates

Die moderne Gesellschaft und ihre vielen technischen Systeme (Kommu-
nikation, Informatik) sind sehr verletzlich. Viele Bedrohungen haben eine 
globale Dimension (z.B. politischer oder religiöser Extremismus, Wirt-
schaftskriminalität, Verbreitung atomarer oder chemischer Waffen). Der 
Bundesrat will mögliche Bedrohungen besser und früher als bisher erken-
nen sowie rasch und wirksam reagieren können. Er will die verschiedenen 
Instrumente der Sicherheitspolitik – Armee, Polizei, Nachrichtendienste, 
Zivilschutz etc. – stärker koordinieren und so mehr Wirkung erzielen. 
Dabei spielen auch die Kantone eine wichtige Rolle (z.B. bei Polizei oder 
Zivilschutz). Ob die Schweiz sicher ist oder nicht, entscheidet sich aber 
auch ausserhalb ihrer Grenzen. Zur Sicherheitsstrategie des Bundesrates 
gehört daher ebenfalls der Beitrag der Schweiz zu friedlichen und stabilen 
Verhältnissen jenseits der Schweizer Grenze.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 13

Instrumente zur frühzeitigen Erkennung und 
Bekämpfung sicherheitspolitischer Gefahren und 
Risiken werden wirksam angewendet.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will dem Parlament in jeder Legislaturperiode einen aktualisier-

ten Bericht über die Sicherheitspolitik der Schweiz vorlegen (letzter Bericht: 

2010). Dieser Bericht stellt die Grundlage für die Sicherheitspolitik dar. Er skiz-

ziert die Bedrohungslage, die Entwicklung des Umfelds sowie die Instrumente 

und Massnahmen, mit denen die Schweiz die Gefahren für Land und Bevölke-

rung abwehren will.

Gestützt auf den Bericht über die Sicherheitspolitik 2010 und die darin be-

schriebene Bedrohungslage hat der Bundesrat auch den Armeebericht 2010 

veröffentlicht. Dieser hält die erwarteten Leistungen, das Grundmodell und den 

finanziellen Bedarf der Armee fest. Nun will der Bundesrat den Armeebericht 

2010 und die Vorgaben des Parlaments im Einzelnen umsetzen. Er wird dem 

Parlament voraussichtlich im Jahr 2013 die dafür notwendigen Änderungen der 

Rechtsgrundlagen vorschlagen.

Die Bedrohungen sind jedoch nicht nur militärischer Art. Kriminelle Netzwerke 

und terroristische Organisationen arbeiten im Verdeckten und nutzen für ihre 

Tätigkeiten modernste Kommunikationsmittel. Zu den Aufgaben des zivilen 

Nachrichtendienstes gehört es, derartige kriminelle Aktivitäten zu erkennen 

und zu unterbinden. Auch der zivile Nachrichtendienst muss dabei modernste 

Technologien und Methoden einsetzen können, um zum Beispiel Telefone oder 

Gespräche in privaten Räumen zu überwachen. Diese Aufgaben des Nachrich-

tendienstes sind heikel und in der Bevölkerung umstritten. Deshalb muss sich 

der Nachrichtendienst an klare Vorgaben halten und Grenzen beachten. Der 

Bundesrat will dazu die Aufgaben, Rechte, Pflichten und Informationssys-

teme des zivilen Nachrichtendienstes gesetzlich neu regeln (Bundesgesetz 

über die Zuständigkeiten im Bereich des zivilen Nachrichtendienstes).

Der Bevölkerungsschutz und der Zivilschutz tragen dazu bei, Katastrophen und 

Notlagen zu bewältigen. Sie sollen auch in Zukunft einsatzfähig sein. Zu diesem 

Zweck wird der Bundesrat die Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 

2015+ entwickeln. Er wird dem Parlament rechtliche Anpassungen unterbrei-

ten. Sie berücksichtigen die Bedürfnisse der Kantone und die Möglichkeiten des 

Bundes.
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Ziel 14

Die heutigen Bedrohungen kommen aus verschiedenen Richtungen. 
Betrug (Korruption, Geldwäscherei), Angriffe via Internet («Cyberkri-
minalität») oder Gewalt im Alltag (an Schulen, in Sportstadien) stellen 
die Sicherheit in Frage. Allen Gefährdungen ist entschlossen entgegen-
zutreten.

Die Strategie des Bundesrates

Die Schweiz ist von verschiedenen globalen Risiken betroffen. Kriminelle 
Organisationen richten mit Menschen-, Waffen- und Drogenhandel, mit 
Korruption, Produktepiraterie und Geldwäscherei grossen gesellschaftli-
chen Schaden an. Oft versuchen Kriminelle, die für solche Organisationen 
arbeiten, illegal in die Schweiz einzuwandern. Das bestärkt den Bundesrat 
darin, die illegale und irreguläre Einwanderung entschlossen zu bekämp-
fen. Zudem will er Staat und Bevölkerung im internationalen Verbund 
besser vor den neuen Erscheinungen der sogenannten Cyberkriminalität 
(z.B. Ausspähen elektronischer Daten) und vor Angriffen via Internet 
schützen. Innerhalb der Schweiz bereitet dem Bundesrat die zunehmende 
Gewalt unter Jugendlichen, an Schulen und an Sportveranstaltungen Sor-
ge. Er will dagegen vorgehen und zusammen mit Kantonen und Gemein-
den vorbeugende Massnahmen treffen (Prävention).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 14

Kriminalität, Terrorismus und Cyberangriffe werden 
wirkungsvoll bekämpft, und der Gewaltanwendung in 
der schweizerischen Gesellschaft wird vorgebeugt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will dem Parlament eine Harmonisierung der Strafrahmen 

vorschlagen. Das führt dazu, dass vergleichbare Vergehen nicht unterschiedlich, 

sondern stets entsprechend der Schwere der Tat geahndet werden (betrifft 

Strafgesetzbuch, Militärstrafgesetz und Nebenstrafrecht). Das Parlament will zu-

sätzlich die Rollen und Aufgaben der verschiedenen Akteure bei der inneren 

Sicherheit klären (z.B. Bund–Kantone). Dies soll den Kampf für die Sicherheit 

effizienter machen, ohne den Föderalismus in Frage zu stellen.

Mit der Änderung des Sanktionenrechts beabsichtigt der Bundesrat, das Sys-

tem der Strafen anzupassen (Strafgesetzbuch, Militär- und Jugendstrafgesetz). 

So soll z.B. die kurze Freiheitsstrafe wieder eingeführt, die bedingte Geldstrafe 

aber abgeschafft werden.

Das Parlament wünscht sich ein stärkeres Engagement der Schweiz gegen 

Menschenhandel und andere Formen von Ausbeutung. Neue, griffige Mass-

nahmen sollen – wo nötig – nach dem Willen des Parlamentes auch gesetzlich 

verankert werden.

Cyberkriminalität und Angriffe via Internet sind eine neue Form der Bedrohung 

moderner Gesellschaften. Auf diese Weise können Daten illegal beschafft (militä-

rische Spionage, «Industriespionage», privater Datendiebstahl) und technische 

Systeme stark gestört oder lahmgelegt werden (Armee, zivile Computersysteme, 

Stromversorgung etc.). Der Bundesrat will deshalb eine Nationale Strategie 

«Cyber Defence» vorlegen. Zusammen mit den Kantonen und der Wirtschaft 

will er die Strategie erarbeiten und anschliessend schrittweise umsetzen.

Weil in Schulen und Sportstadien zunehmende Gewaltbereitschaft feststellbar 

ist, will das Parlament mit einer zusätzlichen Massnahme, dass sich neben den 

Kantonen auch der Bund in der Bekämpfung und Prävention des Hooliganis-

mus stärker engagiert. 

Das Parlament verlangt zudem mit einer weiteren Massnahme vom Bundesrat 

eine wirksame Politik gegen die Wirtschaftskriminalität, wie sie von inter-

national agierenden kriminellen Organisationen ausgeht (z.B. Menschenhandel, 

Geldwäsche, Waffenschmuggel).

Im Bereich der Heilmittelkriminalität sieht der Bundesrat vor, die internationale 

Zusammenarbeit zu verstärken. Dazu will er das Übereinkommen des Europa-

rats über die Fälschung von Arzneimitteln und Medizinprodukten ratifizie-

ren.  Dies erleichtert die Strafverfolgung und trägt zu einem besseren Schutz 

von Mensch und Tier bei.
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Ziel 15

Kriminelle sind oft international organisiert und überschreiten bei 
ihren Delikten die Landesgrenzen. Deshalb müssen die Behörden bei 
deren Verfolgung noch enger zusammenarbeiten und sich gegenseitig 
unterstützen (Rechts- und Amtshilfe). Dies betrifft die Polizei, die Jus-
tiz und das Grenzwachtkorps. Verstärkt international zusammenarbei-
ten wird der Bundesrat auch, wenn es um Auskünfte über Bankkonten 
ausländischer Personen in der Schweiz geht.

Die Strategie des Bundesrates

Die nationale und internationale Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Justiz bei der Bekämpfung von Verbrechen muss effizient und rechtlich 
klar geregelt sein. Viele kriminelle Taten haben eine internationale Dimen-
sion (z.B. illegale Geldgeschäfte, Waffenhandel). Der Bundesrat will die 
internationale Zusammenarbeit ausbauen, um derartige Delikte wirkungs-
voller zu bekämpfen. Es ist klar zu regeln, wann und wie sich die Staaten 
und Behörden Amts- und Rechtshilfe gewähren (Austausch von Informa-
tionen, Absprache bei Ermittlungen). Grosse Bedeutung für die Sicherheit 
der Schweiz haben auch die Abkommen von Schengen und Dublin. Sie 
stellen die europaweite Zusammenarbeit der Polizeibehörden sicher und 
machen klare Vorgaben für die Asyl- und Migrationspolitik. Der Bundes-
rat will neues EU-Recht im Bereich Schengen / Dublin weiterhin in das 
schweizerische Recht einbauen (Übernahme EU-Acquis).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 15

Die Zusammenarbeit mit in- und ausländischen 
Partnern ist intensiviert.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will das Rechtshilfegesetz ändern und so die internationale Zu-

sammenarbeit bei der Verfolgung von möglicherweise illegalen Geldgeschäften 

verbessern. Der Finanzplatz Schweiz soll nur ausländische Gelder verwalten, die 

im Heimatland korrekt versteuert worden sind. Bereits 2009 hat der Bundesrat 

deshalb beschlossen, für die internationale Amtshilfe die Standards der OECD 

zu übernehmen. Die Schweiz gewährt nun anderen Staaten internationale 

Amtshilfe auch bei blosser Steuerhinterziehung (vorher nur bei Steuerbetrug). 

Dies halten Doppelbesteuerungsabkommen mit anderen Staaten so fest. Die 

verschiedenen nationalen und internationalen rechtlichen Grundlagen dürfen 

jedoch keine Widersprüche enthalten. Deshalb will der Bundesrat rechtliche 

Anpassungen beim schweizerischen Rechtshilfegesetz (Fiskalrechtshilfe) und bei 

Protokollen zu bereits bestehenden europäischen Abkommen vornehmen.

Seit 2008 wendet die Schweiz die Instrumente der EU-Abkommen von Schen-

gen und Dublin an. Dank dem Abkommen von Schengen kann die Schweiz die 

Datenbanken der europäischen Polizeibehörden nutzen (Schengener Infor-

mationssystem SIS). Dies erleichtert die Fahndung nach international tätigen 

Kriminellen. Das Abkommen von Dublin betrifft die Asyl- und Migrationspolitik. 

Es legt unter anderem fest, dass das gleiche Asylgesuch europaweit nicht von 

mehreren Staaten behandelt werden muss. Mit den Abkommen von Schengen /  

Dublin hat die EU die Grenzen zwischen den Mitgliedsländern abgeschafft. 

Deshalb erfolgen die Grenzkontrollen heute an den Aussengrenzen der EU. 

Dieser «Schutzschild» ist auch für die Schweiz wichtig.6 Das EU-Recht entwickelt 

sich im Bereich der Abkommen von Schengen und Dublin immer weiter. Solche 

Veränderungen baut die Schweiz jeweils in ihr eigenes Recht ein, damit die Zu-

sammenarbeit weiterhin gut funktioniert. Der Bundesrat beabsichtigt, weiterhin 

neues EU-Recht im Bereich von Schengen und Dublin zu übernehmen.

6 �Ein Vorteil der Abkommen für die Schweiz ist, dass die EU die Schweiz nicht als «Aussengrenze» betrachtet, 
obwohl sie nicht EU-Mitglied ist. Andernfalls käme es an der Grenze zur Schweiz zu intensiven und aufwän-
digen Kontrollen, was z.B. für den Tourismus und den täglichen Grenzverkehr sehr störend wäre.  
Das Schweizer Grenzwachtkorps leistet heute im Gegenzug Einsätze an der europäischen Aussengrenze 
(Frontex-Einsätze), um zu deren Schutz beizutragen.
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Leitlinie 4

In der Schweiz leben Menschen unterschiedlicher Sprache,  
Religion, Kultur und Nationalität. Gemeinsame Werte und 
Ideale bilden eine feste Klammer um diese Gesellschaft. Und 
die Zahl der älteren Menschen nimmt zu – darauf muss die 
Schweiz sich vorbereiten.

Die Schweiz steht vor zwei grossen Herausforderungen: Sie muss die 
Einwanderung von Ausländerinnen und Ausländern (Migration) und 
die Alterung der Bevölkerung (demografische Entwicklung) bewältigen. 
Beides wirkt sich stark auf die Zusammensetzung der Bevölkerung aus. 
Wer sich als ausländische Arbeitskraft oder als Flüchtling regulär in der 
Schweiz aufhält, soll sich wohl fühlen und am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen («Integration»). Gemeinsame Werte stärken die Schweiz. Jung 
und Alt sollen einander weiterhin unterstützen («Generationenvertrag»). 
Das Gesundheitswesen und die Sozialwerke bleiben leistungsfähig, aber 
auch finanzierbar. Langfristige Reformen fangen die Folgen der Alterung 
der Gesellschaft auf.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 4

Der gesellschaftliche Zusammenhalt der Schweiz ist 
gefestigt, und den demografischen Herausforderun-
gen wird wirksam begegnet.
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Ziel 16

Zurzeit nimmt die Bevölkerung zu, weil viele Ausländerinnen und 
Ausländer einwandern. Diese Migration bietet Chancen: die Wirt-
schaft findet Arbeitskräfte, und neue Kulturen bereichern unser Leben. 
Doch es gibt auch Risiken: Ausländische Menschen sondern sich ab 
oder kommen illegal in die Schweiz.

Die Strategie des Bundesrates

Der Bundesrat geht davon aus, dass auch in Zukunft viele Menschen aus 
dem Ausland in die Schweiz kommen. Er will diese Zuwanderung steuern. 
Der grösste Teil dieser Menschen kommt regulär in die Schweiz, um hier 
zu arbeiten. Menschen, die in ihrer Heimat verfolgt werden, sollen in der 
Schweiz bleiben können und Schutz finden. Ausländerinnen und Aus-
länder bereichern unser Leben, wenn sie aktiv daran teilnehmen (z.B. in 
Vereinen) und unsere Sprachen lernen. Diese Integration will der Bun-
desrat unterstützen. Zugleich rechnet der Bundesrat damit, dass weiterhin 
viele Menschen aus wirtschaftlicher Not irregulär in die Schweiz kommen. 
Wird ihr Asylgesuch abgelehnt, so sind sie rasch in ihre Heimat zurückzu-
führen. Der Bundesrat will ihnen dabei wenn nötig helfen (Rückkehrhil-
fe). Internationale Zusammenarbeit soll dazu beitragen, dass sich Men-
schen nicht gezwungen sehen, ihre Heimat zu verlassen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 16

Die Chancen der Migration werden genutzt, und 
ihren Risiken wird begegnet.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will das Asylgesetz ändern und die Verfahren beschleunigen. 

Der grösste Teil der Asylverfahren soll damit rasch und in neu geschaffenen, spe-

ziellen Verfahrenszentren erledigt werden. Steigt die Zahl der Asylgesuche vor-

übergehend an (z.B. wegen eines Kriegs im Ausland), so will der Bundesrat das 

Personal für die Befragungen und die Unterkünfte für die Asylsuchenden rasch 

bereitstellen können. So lassen sich die Verfahren auch in Ausnahmesituationen 

kurz halten. Zugleich will der Bundesrat den Rechtsschutz verbessern und die 

freiwillige Rückkehr der Asylsuchenden unterstützen. Die Betreuungspersonen 

sollen mit ihnen dazu regelmässig persönliche Gespräche führen. Das Parlament 

hat diese Massnahme des Bundesrats ergänzt. Es fordert, dass der Bundesrat 

die bestehenden Abkommen zwischen der Schweiz und anderen Staaten zur 

Rücknahme von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern umsetzt und solche 

Abkommen mit weiteren Staaten abschliesst. Das Parlament erhofft sich, dass 

dies die Rückführung abgewiesener Asylbewerberinnen und Asylbewerber er

leichtert.

Die Integration von Ausländerinnen und Ausländern, die auf Dauer in der 

Schweiz bleiben wollen, ist dem Bundesrat ein grosses Anliegen. Gemäss dem 

2010 und 2011 entwickelten «Integrationsplan» soll die Absicht und Pflicht 

zur Integration ausländischer Menschen in allen Sparten der Gesellschaft 

umgesetzt und gesetzlich verankert werden: zum Beispiel in der Bildung, im 

Gesundheitswesen und bei der Arbeit. Der Bundesrat will seine Anstrengun-

gen zur Integration auch auf die spezifischen Bedürfnisse von Frauen, Müttern 

und Mädchen ausrichten. Umgekehrt erwartet er von den Ausländerinnen und 

Ausländern, dass sie sich tatsächlich integrieren wollen, sich mit der Schweizer 

Kultur vertraut machen und eine Landessprache lernen.

Zudem will der Bundesrat die Hintergründe der Zuwanderung näher beleuch-

ten. Dazu will er einen Bericht «Personenfreizügigkeit und Zuwanderung» 

erarbeiten. Der Bericht soll die Zuwanderung aus den Staaten der EU/EFTA sowie 

aus anderen Staaten (Drittstaaten, z.B. Russland oder Serbien) genau analysie-

ren. Weiter soll er darstellen, welche Folgen die Zuwanderung für die Wirtschaft 

und Gesellschaft hat. Die Erkenntnisse sollen dazu beitragen, die Zuwanderung 

in Zukunft noch besser beeinflussen zu können.
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Ziel 17

In der Schweiz leben ganz verschiedene Menschen: Junge und Alte, 
Städter und Bergler, In- und Ausländer. Insbesondere Investitionen in 
die Bildung sollen den sozialen Zusammenhalt und den gegenseitigen 
Respekt zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen fördern 
und das Verständnis für gemeinsame Werte stärken. Das stiftet Identi-
tät und hält die Gesellschaft zusammen («Kohäsion»).

Die Strategie des Bundesrates

Die Schweiz ist lebendig: 26 Kantone, vier Landessprachen und ein hoher 
Anteil an Ausländerinnen und Ausländern führen zu einer grossen kul-
turellen Vielfalt. Dennoch sollen die Bewohnerinnen und Bewohner der 
Schweiz eine gemeinsame Identität finden und gemeinsame Werte vertre-
ten. Dies will der Bundesrat unterstützen. Er will in die Bildung investie-
ren. Das verbessert die Chancen benachteiligter Gruppen der Bevölkerung 
und stärkt den sozialen Zusammenhalt. Der Bundesrat will auch die Ver-
ständigung unter den verschiedenen Sprachgruppen verbessern. Wer selbst 
mehrere Sprachen spricht, leistet einen wichtigen Beitrag dazu. Doch auch 
die Radio- und Fernsehsender sind zentral für den Zusammenhalt der 
Schweiz. Sie senden in allen Landessprachen und haben den Auftrag, die 
Vielfalt an Kulturen, Religionen und politischen Gruppierungen in der 
Schweiz zu berücksichtigen («Service public»).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 17

Die gesellschaftliche Kohäsion wird gestärkt, und 
gemeinsame Werte werden gefördert.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat wird dem Parlament die Kulturbotschaft 2016–2019 vorlegen. 

Darin setzt er die Schwerpunkte seiner Kulturpolitik und beantragt die not-

wendigen Gelder, um kulturelle Aktivitäten und Organisationen zu fördern. Der 

Bundesrat unterstützt so z.B. Schweizer Filme oder junge Künstlerinnen und 

Künstler.

Im Rahmen seiner Medienpolitik will der Bundesrat das Radio- und Fernseh-

gesetz ändern. Die lokalen Sendestationen (Radio und TV) und die Sender der 

SRG tragen viel zur Identität der Schweiz bei. Deshalb will der Bundesrat die 

Finanzierung dieser Sender sichern. Heute bezahlt Empfangsgebühren, wer ein 

Radio- oder Fernsehgerät besitzt. Dies ist nicht mehr zeitgemäss, da man die 

Sender auch über Internet (Handy, Computer) und ohne Gebühr empfangen 

kann. Deshalb will der Bundesrat eine Radio- und Fernsehabgabe für alle Haus-

halte und Betriebe einführen (unabhängig vom Empfangsgerät).

Zudem will der Bundesrat prüfen, ob die Schweiz weiterhin am Filmförder-

programm MEDIA der EU teilnehmen soll. Die EU stellt für die Teilnahme der 

Schweiz neue Bedingungen. Der Bundesrat will deshalb die Vor- und Nachteile 

des Programms für die Schweiz sorgfältig abwägen.

Das Parlament hat die Absichten des Bundesrats mit weiteren Massnahmen 

ergänzt. Es fordert die Umsetzung der Armutsstrategie, die der Bundesrat 

bereits 2010 beschlossen hat. Die Armut in der Schweiz wird oft nicht wahrge-

nommen. Arme Menschen sind nicht nur in finanzieller Not, sondern häufig 

auch sozial ausgegrenzt.

Das Parlament fordert zudem, dass die Schweizer Bevölkerung noch stärker 

erwerbstätig sein kann. Die Wirtschaft würde so auch weniger ausländische 

Arbeitskräfte benötigen. Zu diesem Zweck will das Parlament die Vereinbar-

keit von Familie, Erwerbstätigkeit oder Ausbildung sowie von Berufstätig-

keit und Pflege von Angehörigen fördern. Oft verzichten gut ausgebildete 

Frauen zu Gunsten anderer Aufgaben auf die Erwerbstätigkeit. Diese Aufgaben 

müssten deshalb zwischen Frauen und Männern gerechter verteilt und mit der 

beruflichen Tätigkeit besser vereinbar sein (z.B. durch flexible Arbeitszeiten oder 

externe Kinderbetreuung).

Das Parlament fordert den Bundesrat weiter auf, eine umfassende Politik des 

ländlichen Raumes zu entwickeln. Sie soll Leitlinien formulieren, in welche 

Richtung sich die Berggebiete und der ländliche Raum in Zukunft entwickeln 

sollen.
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Ziel 18

Das Gesundheitswesen und die Krankenversicherung kosten immer 
mehr. Diese Entwicklung gilt es zu bremsen. Gleichzeitig erwarten die 
Menschen bei allen Leistungen hohe Qualität. Werden Krankheiten 
früh erkannt und lebt die Bevölkerung gesund, so lassen sich Kosten 
senken.

Die Strategie des Bundesrates

Die Erwartungen an Ärztinnen und Ärzte, Spitäler und Pflegeeinrichtun-
gen nehmen zu. Auch die Menge der im Gesundheitswesen erbrachten 
Leistungen nimmt zu. Es ist mittlerweile zu einem wichtigen Pfeiler der 
schweizerischen Volkswirtschaft geworden. All dies hat seinen Preis: Die 
Kosten im Gesundheitswesen und in der Krankenversicherung steigen. 
Der Bundesrat will diese Tendenz brechen. Denn das Gesundheitssystem 
soll für alle zugänglich und die Kosten sollen für alle tragbar sein. Dafür 
will der Bundesrat weitere Reformen an die Hand nehmen. Sie müssen 
das Gesundheitswesen effizienter machen. Zugleich müssen sie die Vor-
sorge und Früherkennung von Krankheiten («Prävention») stärken. Die 
Reformen im Gesundheitswesen sollen auch für höchste Qualität bei den 
Leistungen sorgen. Dies schafft mehr Sicherheit für die Patientinnen und 
Patienten.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 18

Das Kostenwachstum im Gesundheitswesen wird ein-
gedämmt, und die Qualität der Gesundheitsversorgung 
sowie die Patientensicherheit werden erhöht7.

7 �Das Parlament hat das Ziel des Bundesrats verändert. Die Prävention (gestrichen) sei eine wichtige Massnah-
me, müsse aber nicht Teil des Ziels sein. Hingegen seien hohe Qualität und Patientensicherheit wichtige 
Ziele. Die Patientensicherheit hänge direkt mit der Qualität zusammen.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen gestrichen, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will zusammen mit den Kantonen und weiteren Partnern eine 

nationale Gesundheitsstrategie formulieren. Sie soll gemeinsame Ziele 

festlegen. Zudem wird der Bundesrat die Qualitätsstrategie im Gesundheits-

wesen konkretisieren. Qualität soll vor allem bei den Leistungen mehr Gewicht 

bekommen und so zu einer höheren Sicherheit für die Patientinnen und Patien-

ten beitragen (Fehlbehandlungen vermeiden).

Um hohe Qualität geht es dem Bundesrat auch bei den Heilmitteln. Ihre Sicher-

heit soll verbessert werden (Änderung Heilmittelgesetz). Die Qualität der Ar-

beit der Ärztinnen und Ärzte soll unter anderem über klare Ziele für die Aus- und 

Weiterbildung gewahrt bleiben (Änderung Medizinalberufegesetz).

Bei der Diagnose von Krankheiten möchte der Bundesrat ebenfalls Fortschritte 

erzielen. So will er ein neues Diagnoseregistergesetz schaffen. Mit den neu 

gewonnenen Daten lassen sich vor allem Krebserkrankungen früher erkennen 

und besser behandeln. Ferner will der Bundesrat auch das Gesetz über die 

Fortpflanzungsmedizin ändern. Dabei ist unter anderem zu regeln, ob ein 

Embryo noch vor der Einpflanzung in den Mutterleib (in vitro) auf schwere 

Krankheiten hin untersucht werden darf.

Auch die Forschung am Menschen ist wichtig für Fortschritte in der Medizin. Das 

Gesetz zur Humanforschung ist rasch in Kraft zu setzen. Es schafft günstige Be-

dingungen für die Forschung, ohne die Würde und Persönlichkeit des Menschen 

in Frage zu stellen.

Besondere Beachtung schenkt der Bundesrat den übertragbaren Krankheiten 

und Epidemien. Sie müssen frühzeitig erkannt und bekämpft werden. Dafür 

sind die fachlichen und finanziellen Voraussetzungen und elektronische Infor-

mationssysteme zu schaffen (Umsetzung Epidemiengesetz).

Der Bundesrat wird auch die Prävention stärken und das neue Präventions-

gesetz umsetzen. Für das Parlament sind die Anstrengungen vor allem darauf 

auszurichten, Krankheiten früh zu erkennen, um sie mit besseren Erfolgsaus-

sichten behandeln zu können.

Das Parlament möchte zudem, dass die Bevölkerung mehr Eigenverantwor-

tung wahrnimmt. Dies ist dann möglich, wenn sie mehr über Gesundheit weiss 

und Kranke über ihre Behandlung durch den Arzt bzw. die Ärztin offen infor-

miert werden. Die Eigenverantwortung steigt auch, wenn sich Patientinnen und 

Patienten angemessen an den Behandlungskosten beteiligen.
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Ziel 19

Die wichtigsten Sozialwerke sind die AHV/IV, die 2. Säule (Pensions-
kasse) und die Krankenversicherung. Vor allem weil der Anteil älterer 
Menschen und die Lebenserwartung weiterhin steigen, ist die Finan-
zierbarkeit der Leistungen längerfristig gefährdet. Der Bundesrat will 
wieder ein Gleichgewicht zwischen Leistungen und Finanzen herstel-
len.

Die Strategie des Bundesrates

Die Alterung der Bevölkerung in der Schweiz droht die Sozialwerke aus 
dem Gleichgewicht zu bringen. Anpassungen bei deren Finanzierung sind 
deshalb unumgänglich. Denn der Bundesrat will die Sozialwerke langfris-
tig sichern. Dafür ist eine Gesamtbetrachtung nötig, und auch das Verhält-
nis zwischen 1. Säule (AHV) und 2. Säule (Pensionskasse) ist zu überprü-
fen.9 Die AHV ist innerhalb der Versicherungen wenn nötig zu stärken. 
Auf der Seite der Erwerbstätigen, welche die Sozialwerke in hohem Mass 
finanzieren, bleibt die Solidarität zwischen Jung und Alt auch in Zukunft 
sehr wichtig. Doch auch ältere und behinderte Menschen sollen im Rah-
men ihrer Möglichkeiten selbständig bleiben und so lange wie möglich 
zu ihrem Lebensunterhalt beitragen können. So ist es ihnen möglich, die 
Renten mitzufinanzieren. Dafür sind die rechtlichen Voraussetzungen und 
neue Arbeitsmodelle (z.B. Teilzeit) zu schaffen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 19

Die Sozialwerke sind finanziell konsolidiert und 
nachhaltig gesichert8.

8 �Das Parlament hat das Ziel ergänzt. Es geht nicht nur darum, die Sozialwerke (z.B. AHV) kurzfristig zu sanie-
ren. Es geht darum, kommende Entwicklungen einzubeziehen sowie die Leistungen und die Finanzierung 
der Sozialwerke so zu gestalten, dass sie auf Dauer finanziell im Gleichgewicht bleiben.

9 �Die AHV finanziert den dringendsten Bedarf. Sie wird im sogenannten «Umlageverfahren» finanziert, d.h. 
die Jungen bzw. die Erwerbstätigen finanzieren mit ihren AHV-Beiträgen direkt die Renten der älteren 
Generation. Deshalb spricht man hier auch von Solidarität unter den Generationen oder vom «Generatio-
nenvertrag». Die 2. Säule (Pensionskasse) ergänzt das durch die AHV geleistete Einkommen. Die Gelder der 
Pensionskasse erspart jede(r) Versicherte(r) selbst. Die Pensionskasse legt die Beiträge an und verzinst sie. 
Nach der Pensionierung kann mit diesem angesparten Kapital eine monatliche Rente ausbezahlt werden.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will die 12. AHV-Revision in mehreren Schritten angehen. In den  

nächsten Jahren nimmt die Zahl der Rentnerinnen und Rentner zu. Daher droht 

bei den Finanzen der AHV eine Lücke. Dies will der Bundesrat mit griffigen Refor

men verhindern. Diese können bei den Leistungen (Rentenalter, Höhe der Rente 

etc.), aber auch bei der Finanzierung ansetzen (Lohnprozente, neue Quellen für 

die Finanzierung etc.).

Auch bei den Pensionskassen (2. Säule) will der Bundesrat das System finanziell 

stabilisieren. Er wird einen Bericht zur Zukunft der 2. Säule und eine Reform

agenda vorlegen. Um die konkreten Lösungsvorschläge umzusetzen, wird er 

dem Parlament mehrere Botschaften mit Gesetzesänderungen unterbreiten.

 

Auch die Invalidenversicherung (IV) ist auf Dauer nicht genügend finanziert. Der 

Bundesrat will dies mit den  Massnahmenpaketen der 6. IV-Revision korrigie-

ren. Das erste Paket (Revision 6a) ist seit 2012 in Kraft und soll dazu beitragen, 

dass sich Invalide wieder besser in die Arbeitswelt eingliedern können. Gleich-

zeitig treibt der Bundesrat das nächste Massnahmenpaket (Revision 6b) voran. 

Es soll ab 2015 in Kraft treten und auf Dauer zu einer ausgeglichenen Rechnung 

führen. Zu diesem Zweck sollen unter anderem bestehende Fehlanreize besei-

tigt werden (z.B.: mehr arbeiten lohnt sich nicht).

Auch das Parlament will invalide Menschen besser in die Arbeitswelt ein-

gliedern. Zu diesem Zweck fordert es mit einer zusätzlichen Massnahme, dass 

die Invaliden- und Arbeitslosenversicherung, die Berufsbildung und Sozialhilfe 

enger zusammenarbeiten. Wenn nötig sind auch jene Stellen einzubeziehen, die 

sich mit der Integration von Ausländerinnen und Ausländern befassen. 

Der Bundesrat beabsichtigt ferner, die Aufsicht über die soziale Krankenversi-

cherung zu stärken (neues Bundesgesetz). Die Aufsicht soll die Grundprinzipi-

en der sozialen Krankenversicherung (z.B. Zugang für alle zu guter Versorgung; 

Entlastung bei den Prämien für wirtschaftlich Schwächere) garantieren. Sie soll 

auch rechtzeitig erkennen, wenn sich Risiken z.B. bei der finanziellen Lage einer 

Krankenversicherung abzeichnen. 

Das Parlament will die Koordination und Kohärenz der Sozialversicherungen 

näher beleuchten. Der Bund soll untersuchen, ob die Sozialwerke richtig auf-

einander abgestimmt sind und zusammen die sozial notwendigen Leistungen 

erbringen. Ist dies nicht der Fall, soll der Bundesrat Änderungen vorschlagen.
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Leitlinie 5

Die Bevölkerung nimmt zu, die Wirtschaft wächst. Deshalb 
steigt der Verbrauch an Energie und anderen Ressourcen. Sie 
sind sparsam und ohne Verschwendung zu nutzen. Der zu-
nehmende Verkehr droht Schienen und Strassen zu überlasten. 
Hier muss die Schweiz rechtzeitig Gegensteuer geben.

Neben den Verkehrsinfrastrukturen sind auch die Netze für die Strom-
übertragung überlastet. Das schwächt die Schweizer Wirtschaft. Die 
Netze müssen ausgebaut und die Finanzierung dafür gesichert werden. 
Ebenso wichtig ist eine sichere, umweltgerechte Versorgung mit Energie, 
mittel- und langfristig ohne Kernkraft. Gleichzeitig ist Energie sparsamer 
zu nutzen, und es sind mehr erneuerbare Energien einzusetzen (Wasser-
kraft, Sonne, Wind etc.). Dies trägt zu einer griffigen Klimapolitik und 
zur Senkung des CO2-Ausstosses bei. Das Wachstum der Wirtschaft und 
Bevölkerung setzt auch das Kulturland und die Vielfalt der Natur («Bio
diversität») unter Druck. Diese Entwicklung ist mit verschiedenen Strate-
gien zu bremsen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 5

Die Schweiz nutzt Energien und Ressourcen nach-
haltig und effizienter und ist auf das zunehmende 
Mobilitätsbedürfnis vorbereitet.
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Ziel 20

Die Schweiz hat praktisch keine eigene fossile Energie und Rohstof-
fe (z.B. Metalle). Beides sind tragende Säulen für den Wohlstand der 
Schweiz. Deshalb ist die sichere Versorgung damit von grösster Bedeu-
tung. Daran soll der eingeleitete, schrittweise Ausstieg aus der Kern-
energie nichts ändern.

Die Strategie des Bundesrates

Der Bedarf an Rohstoffen, Ressourcen (z.B. Wasser) und Energie nimmt 
weltweit zu. Das führt zu Belastungen der Umwelt und kann Kämpfe 
um die Verteilung dieser Ressourcen auslösen. Umso wichtiger ist es, sie 
sparsam zu nutzen (u.a. durch Recycling, Energieeffizienz). Der Bundes-
rat möchte weniger abhängig sein von Importen und mehr erneuerbare 
Energien nutzen. Er will auch steuerliche Anreize schaffen, um Energie 
und Ressourcen sparsamer einzusetzen («ökologische Steuerreform»). Als 
Ausgleich dazu möchte er Unternehmen und Haushalte bei anderen Steu-
ern (z.B. auf Einkommen) entlasten und so das Wachstum der Wirtschaft 
unterstützen. Die Verminderung des CO2-Ausstosses und der schrittweise 
Ausstieg aus der Kernenergie sind Teil der «neuen Energiestrategie 2050», 
die der Bundesrat im Mai 2011 beschlossen hat. Dazu will er nun die 
Einzelheiten festlegen und umsetzen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 20

Die Versorgung der Schweiz mit Energie und natürlichen Res-
sourcen ist langfristig gesichert, und der schrittweise Ausstieg 
aus der Kernenergie sowie Massnahmen zur Reduktion der 
Abhängigkeit von fossilen Energien10 sind in die Wege geleitet.

10 �Das Parlament möchte nicht nur den Ausstieg aus der Kernenergie einleiten, sondern auch die Abhän-
gigkeit von fossiler Energie (Öl, Benzin, Gas) senken. Etwa zwei Drittel der in der Schweiz verbrauchten 
Energie waren im Jahr 2010 fossil, wobei die Brenn- und Treibstoffe praktisch zu 100% importiert wurden 
(Abhängigkeit vom Ausland).

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will die Energiestrategie 2050 konkretisieren und umsetzen. 

Dazu wird er eine Vernehmlassung durchführen und später eine Botschaft 

vorlegen. Die heutigen Kernkraftwerke sollen nicht mehr durch neue ersetzt 

werden. Sie sollen abgeschaltet werden, wenn sie ihre sicherheitstechnische 

Betriebsdauer erreicht haben (ca. 50 Jahre; massgebend ist aber die Beurteilung 

der Sicherheit). Die zuverlässige Versorgung mit Strom soll auch ohne Kernkraft-

werke gewährleistet sein. Dazu will der Bundesrat mehr Energie sparen (Ener-

gieeffizienz) und die Wasserkraft sowie andere erneuerbare Energien ausbauen 

(z.B. Sonnenenergie). Wenn nötig muss Strom auch aus fossiler Energie (Wärme-

Kraft-Koppelung oder Gas-Kombi-Kraftwerke) erzeugt oder aus dem Ausland 

importiert werden. Auch das Stromnetz ist auszubauen. Das Parlament fordert 

in einer zusätzlichen Massnahme einen Masterplan für die Energieversorgung 

Bund-Kantone. Da viele Zuständigkeiten in der Energiepolitik bei den Kanto-

nen liegen (z.B. Vorschriften für Gebäude), müssen sich Bund und Kantone aus 

Sicht des Parlaments eng absprechen.

Die neue Energiestrategie setzt auch auf europäische Zusammenarbeit. Der 

Bundesrat will ein Abkommen mit der EU im Energiebereich abschliessen. 

Das Abkommen soll den Handel mit Strom über die Grenzen hinweg erleichtern 

und den gegenseitigen Marktzugang verlässlich regeln. Damit können Schwei-

zer Unternehmen im geöffneten Markt ungehindert Strom nach Europa liefern 

(und umgekehrt). Mit dem Abkommen könnte die Schweiz zudem in verschie-

denen europäischen Gremien mitwirken (z.B. der Netzbetreiber, ENTSO-E). So 

würde eine gemeinsame Planung des Stromnetzes über die Grenzen hinweg 

möglich. Dies ist für die sichere Versorgung mit Strom sehr wichtig.

Dank der «Strategie Cleantech» soll der Verbrauch von Ressourcen bei der Pro-

duktion und beim Konsum von Gütern längerfristig so stark sinken, dass er als 

naturverträglich bezeichnet werden kann. Der Bundesrat will nun die Massnah-

men für eine auf erneuerbaren Energien basierende und ressourcensparen-

de Wirtschaft11 konkretisieren und umsetzen (Masterplan Cleantech). Es geht 

dabei um ganz verschiedene Massnahmen, wie z.B. steuerliche Anreize oder 

bessere Information über die Umweltbelastung, die mit einzelnen Produkten 

verbunden ist.

11 �Der Bundesrat hat in dieser Massnahme den Begriff der «grünen Wirtschaft» verwendet. Das Parlament 
hielt ihn für zu wenig präzis. Es hat ihn deshalb mit der nun im Text enthaltenen Formulierung ersetzt.

Re
ss

ou
rc

en
 / 

Ve
rk

eh
r

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text



58

Ziel 21

Verkehrsinfrastrukturen – konkret Strassen und Schienen – müssen 
unterhalten und betrieben werden. Das kostet Geld. Das Gleiche gilt 
für den Ausbau der Verkehrswege. Auch dafür ist die notwendige  
Finanzierung zu sichern.

Die Strategie des Bundesrates

Zuverlässige und sichere Verkehrsinfrastrukturen sind wichtig für Bevöl-
kerung und Wirtschaft. Sie stellen eine Grundbedingung dar, damit der 
Standort Schweiz attraktiv und wettbewerbsfähig bleibt. Gute Strassen 
und Schienenwege verbinden die ländlichen Regionen mit den Städ-
ten und Agglomerationen und sichern so die dezentrale Besiedlung der 
Schweiz. Die Verkehrsinfrastrukturen sind immer stärker beansprucht, 
weil Bevölkerung und Wirtschaft wachsen und die Menschen immer öfter 
zwischen Wohn- und Arbeitsort pendeln. Deshalb braucht es auf Schiene  
und Strasse mehr Unterhalt, und die Verkehrswege müssen ausgebaut 
werden, um Engpässe zu vermeiden. Dafür will der Bundesrat die nötigen 
Gelder sichern und neue Quellen für die Finanzierung beiziehen. Zudem 
muss die Entwicklung der Siedlungen (z.B. neue Bau- oder Industriezo-
nen) besser auf die vorhandenen und geplanten Verkehrsverbindungen 
abgestimmt werden (Raumplanung).

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 21

Die Schweiz verfügt über ein finanziell solides und 
ausgebautes Verkehrsinfrastruktursystem.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Für die Finanzierung der Bahninfrastruktur von SBB und Privatbahnen für  

2013–2016 wird der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft vorlegen. In 

Zukunft will der Bundesrat die Finanzierung der Bahninfrastruktur jedoch auf 

neue Grundlagen stellen (u.a. Fonds für gesamte Infrastruktur). Gleichzeitig will 

er bis 2025 einen weiteren Schritt beim Ausbau der Bahn realisieren. Dafür hat er 

dem Parlament die Vorlage zu Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruk-

tur (FABI) vorgelegt (Gegenentwurf zur Volksinitiative «für den öffentlichen 

Verkehr»).

Der Bundesrat bereitet auch eine weitere Etappe der Bahnreform vor. Diese 

Neuordnung der Bahninfrastrukturen in der Schweiz wird festlegen, wer in 

Zukunft welche Teile der Bahninfrastruktur besitzt (Bund, Kantone) und welche 

Bahnen sie betreiben.

Neuerungen will der Bundesrat ebenfalls beim Strassenverkehr einführen. Er 

wird den Bundesbeschluss über das Nationalstrassennetz ändern und 

387 km kantonale Strassen neu in das Nationalstrassennetz aufnehmen. Das 

führt zu höheren Ausgaben beim Bund. Deshalb schlägt der Bundesrat vor, den 

Preis der Autobahnvignette zu erhöhen.

Bereits Ende 2009 hat der Bundesrat das Programm zur Beseitigung von 

Engpässen im Nationalstrassennetz vorgelegt (Ausbau z.B. bei Morges). Etwa 

2013/14 wird der Bundesrat neue Gelder für die nächsten Ausbauten des Pro-

gramms beantragen. Diese werden über den Infrastrukturfonds12 finanziert.

Der Bundesrat wird auch entscheiden, wie die Sanierung des Strassentunnels 

am Gotthard erfolgen soll. Denkbar ist, für die Sanierung die heutige Tunnel-

röhre zu schliessen und einen Bahnverlad anzubieten, oder aber eine zweite 

Röhre zu bauen, um anschliessend die erste zu sanieren.

Schliesslich wird der Bundesrat die Teilrevision II des Luftfahrtgesetzes 

vorlegen. Der Bund will damit in Zukunft mehr Einfluss auf die Landesflughäfen 

nehmen.

Das  Parlament hat zudem den Bundesrat beauftragt, die Verhandlungen mit 

der EU über eine Alpentransitbörse fortzuführen und zu intensivieren. 

Die Alpentransitbörse würde die Verlagerung der Güter von der Strasse auf die 

Schiene wirkungsvoll unterstützen.

12 �Mit dem Infrastrukturfonds sichert der Bund die finanziellen Mittel, um das geplante Nationalstrassennetz 
fertig zu bauen (8.5 Mrd. Franken) und Engpässe zu beseitigen (5.5 Mrd. Franken). Ergänzend dazu fliessen 
Gelder aus dem Infrastrukturfonds in Strassen- und Schienenprojekte in den Agglomerationen und zusätz-
liche Beiträge an die Hauptstrassen in Rand- und Berggebieten.
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Ziel 22

Die Erwärmung der Atmosphäre verändert die klimatischen Bedin
gungen. Dies hat weltweite, aber regional unterschiedliche Folgen  
(z.B. veränderter Wasserhaushalt, Stürme). Ursache davon sind 
Treibhausgase (z.B. CO2). Die Schweiz will weniger CO2 erzeugen  
und unterstützt internationale Programme dazu.

Die Strategie des Bundesrates

Der weltweite Klimawandel hat gravierende Auswirkungen auf die Natur 
und viele Bereiche der Wirtschaft und Gesellschaft. Die Schweiz will die 
Ursachen bekämpfen und weniger klimaverändernde Stoffe (v.a. CO2) 
erzeugen. Auch auf internationaler Ebene sind griffige Regeln und Mass-
nahmen durchzusetzen. Alle Industrie- und Schwellenländer (z.B. China, 
Indien, Indonesien) sind angehalten, eine Schädigung des Klimas zu 
vermeiden. Die Entwicklungsländer hingegen können Massnahmen zum 
Schutz des Klimas nicht aus eigener Kraft finanzieren; die Schweiz will 
sie deshalb dabei unterstützen. Gleichzeitig muss sich die Schweiz auf die 
Folgen des Klimawandels im eigenen Land vorbereiten. Es ist mit einer 
Zunahme von Naturgefahren zu rechnen (Steinschläge, Überschwemmun-
gen, Schmelzen des Permafrosts etc.). Diesen Gefahren ist wo nötig mit 
baulichen, biologischen und organisatorischen Massnahmen zu begegnen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 22

Die Schweiz trägt zur Eindämmung des Klima
wandels und seiner Folgen bei.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Die Schweiz hat sich mit dem Protokoll von Kyoto (Unterzeichnung 2003) ver-

pflichtet, den Ausstoss von CO2 zu senken. Dazu haben Bundesrat und Parla-

ment verschiedene Massnahmen beschlossen (u.a. CO2-Gesetz und -Abgabe). 

Zwischen 2008–2012 soll der CO2-Ausstoss gegenüber dem Stand von 1990 um 

8% (gemäss Kyoto) oder 10% (gemäss CO2-Gesetz) gesenkt werden. Anschlies-

send sollen neue Ziele und Massnahmen festgelegt werden.

Zu diesem Zweck will der Bundesrat eine Klimapolitik für die Zeit nach 2012 

entwickeln. Er möchte die CO2-Emissionen der Schweiz bis ins Jahr 2020 um 

20% reduzieren (im Vergleich zu 1990). Dafür ist unter anderem vorgesehen, das 

CO2-Gesetz und die CO2-Verordnung anzupassen.

Der Klimawandel dürfte auch für die Schweiz direkte Folgen haben. Dazu zählen 

die Zunahme der Naturgefahren, aber auch häufigere trockene Sommer oder 

das Ansteigen der Schneefallgrenze. Speziell davon betroffen sind zum Beispiel 

die Wald-, Land- und Wasserwirtschaft sowie der Tourismus. Der Bundesrat will 

nun Strategien und Massnahmen vorlegen, wie sich die Schweiz am besten auf 

die Folgen des Klimawandels vorbereiten kann.  Er will auch das Vorgehen fest-

legen, wie die Massnahmen zu finanzieren sind, um den CO2-Ausstoss zu senken 

und die Folgen des Klimawandels zu bewältigen.

Auf internationaler Ebene beabsichtigt der Bundesrat, einen bilateralen Vertrag 

mit der EU zur Verknüpfung des Emissionshandels abzuschliessen und dem Par-

lament dazu eine Botschaft vorzulegen.13 Auf diesem Weg möchte der Bundes-

rat für Schweizer Unternehmen mehr Flexibilität schaffen und den CO2-Ausstoss 

auf effiziente Weise verringern. 

An der Klimakonferenz von Durban (Ende 2011) zeigten sich grosse Verursacher 

von Treibhausgasen wie China, Brasilien, Indien und die USA bereit, ein rechtlich 

verbindliches Klimaschutz-Abkommen abzuschliessen.14 Die Verhandlungen 

dazu sollen bis 2015 abgeschlossen sein. Dieses Abkommen wird die Länder 

nicht mehr in Industrie- und Entwicklungsländer unterteilen. Neu sollen alle 

Länder gemäss ihrem Ausstoss von Treibhausgasen und ihren Möglichkeiten zur 

Verminderung der Treibhausgase beitragen. Je nach Verhandlungsverlauf wird 

der Bundesrat allenfalls eine Botschaft zur Ratifizierung eines Nachfolgeabkom-

mens zum Kyoto-Protokoll verabschieden.

13 �In der Schweiz und in der EU gibt es je eine begrenzte Zahl von CO2-Emissionsrechten. Diese Rechte 
können Unternehmen kaufen und verkaufen. Der Handel mit diesen Rechten führt dazu, dass CO2 dort 
reduziert wird, wo dies zu den tiefsten Kosten möglich ist. Der Handel in der EU und der Schweiz ist heute 
aber getrennt. Dies will das Abkommen mit der EU ändern. Das würde den Markt der Emissionsrechte für 
Schweizer Unternehmen erweitern und Wettbewerbsnachteile der Schweizer Wirtschaft beseitigen.

14 �Für die Schweiz, aber auch die EU war dies eine Voraussetzung dafür, sich in einer zweiten Phase zu weite-
ren Reduktionen des Ausstosses von Treibhausgasen gemäss Kyoto-Protokoll zu verpflichten.
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Ziel 23

Die Schweiz ist dicht bevölkert, der Boden knapp und die Natur unter 
Druck. Die Schweiz muss den verfügbaren Raum sorgfältiger nutzen 
und Umwelt und Natur besser schützen. Die Raumplanung muss wir-
kungsvoller werden und die verschiedenen Ansprüche an Raum und 
Boden besser ordnen.

Die Strategie des Bundesrates

Der Verbrauch an Boden steigt, Städte und Agglomerationen dehnen sich 
aus. Auch die Mobilität, die Umwelt- und Lärmbelastungen nehmen zu. 
Vor allem die drei Metropolen Zürich, Basel und Genfersee-Region tragen 
zu dieser Entwicklung bei. Gleichzeitig sind sie sehr innovativ und für den 
Wohlstand der Schweiz wichtig; sie müssen international wettbewerbsfähig 
bleiben. Andere Regionen jedoch dürfen nicht benachteiligt werden und 
müssen mit den Metropolen gut vernetzt sein. Um die verschiedenen An-
sprüche unter einen Hut zu bringen, ist die Raumplanung zu stärken. Sie 
muss koordinieren, wie sich Siedlungen und Infrastrukturen in Zukunft 
entwickeln. Die Naturgefahren sind dabei zu berücksichtigen, das Kultur-
land ist besser zu schützen und der Bodenverbrauch zu stabilisieren. Der 
Umweltschutz und die Biodiversität (Vielfalt der Natur) sollen in allen 
Bereichen der Politik konsequenter beachtet werden.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 23

Die Schweiz pflegt eine optimale Raum- und Bodennut-
zung und sorgt für einen wirksamen Umwelt-, Kultur-
land- und Naturschutz, insbesondere durch eine bessere 
Abstimmung von Raumordnung und Infrastrukturen.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Die heutigen Instrumente der Raumplanung sind lückenhaft und reichen nicht 

mehr aus, um kommende Herausforderungen zu bewältigen. Der Bundesrat 

will deshalb eine zweite Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes an 

die Hand nehmen. Damit möchte er die Ziele der Raumplanung, wie sie in der 

Verfassung festgelegt sind, wirkungsvoller umsetzen: haushälterische Nutzung 

des Bodens und geordnete Besiedlung des Landes. Die landwirtschaftlichen 

Böden (Kulturland) sollen besser geschützt, das Bauen ausserhalb der Bauzonen 

vereinfacht und die kantonale Richtplanung gestärkt werden.

 

Seit 2001 widmet der Bund den Agglomerationen besondere Beachtung. Mit 

seiner Agglomerationspolitik will er die Ausdehnung der städtischen Gebiete 

begrenzen. Sie sollen zugleich eine hohe Lebensqualität aufweisen und wirt-

schaftlich attraktiv sein. Der Bundesrat möchte die Agglomerationspolitik des 

Bundes ab der Legislaturperiode 2016–2019 optimieren und sie gesetzlich 

verankern. Bisher bildete das Thema «Siedlung und Verkehr» das Schwergewicht 

der Politik; in Zukunft könnten weitere Themen hinzu kommen. Der Bundesrat 

wird auch klären, welche finanziellen Mittel für die zukünftige Agglomerations-

politik nötig sind.

Der Bundesrat versteht die nachhaltige Entwicklung als übergeordnete Leitli-

nie seiner Politik. Demnach soll die heutige Generation ihre Bedürfnisse nicht 

auf Kosten künftiger Generationen befriedigen. In der «Strategie nachhaltige 

Entwicklung 2016–2019» wird der Bundesrat seine Aktivitäten aufzeigen und 

neue Ziele festlegen. Er tut dies alle vier Jahre (die aktuelle Strategie ist im An-

hang dieser Broschüre kurz zusammengefasst).

Der Bundesrat wird die Strategie zur Erhaltung und Förderung der Biodiver-

sität konkretisieren. Ziel ist es, die Vielfalt in der Pflanzen- und Tierwelt und in 

Ökosystemen wie Wäldern, Mooren, Bächen und Seen auf Dauer zu wahren und 

zu erhöhen. Dies trägt wesentlich dazu bei, zum Beispiel über saubere Luft und 

sauberes Wasser zu verfügen oder Schutz vor Lawinen und Hochwasser zu bie-

ten («Ökosystemleistungen»). Der Bundesrat will einen Aktionsplan ausarbeiten, 

um die Strategie wirkungsvoller umzusetzen.
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Leitlinie 6

Ob Berufslehre, Fachhochschule oder Universität, ob Grund- 
oder Weiterbildung: wer gut gebildet ist, hat bessere Chancen 
im Leben. Wer neue Ideen, Methoden und Technologien ent-
wickelt («Innovation»), ist wirtschaftlich stark. Die Schweiz ist 
hier ganz vorne dabei – und will auch dort bleiben.

Bildung und Forschung sind Trümpfe der Schweiz: das hohe Niveau soll 
erhalten bleiben. Doch die Schweiz steht in Konkurrenz zu anderen Staa-
ten. Deshalb sind besondere Anstrengungen nötig, um die Bildung weiter 
zu stärken. Das System soll durchlässig sein und Wechsel in der Ausbil-
dung und im Beruf erleichtern. So lassen sich die vorhandenen Fähigkei-
ten am besten nutzen. Bei Forschung und Innovation will die Schweiz ihre 
Spitzenstellung ausbauen. Dazu muss sie die Finanzierung der nationalen 
Forschung sicherstellen und an internationalen Programmen teilnehmen. 
Gezielte Investitionen sorgen dafür, dass die Forschung über beste Infra-
strukturen verfügt. Spitzenforschung muss auch Spitzengeräte zur Verfü-
gung haben.15

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut der Leitlinie 6

Die Schweiz hält in Bildung, Forschung und Innovation 
einen Spitzenplatz.
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15 �Unter Ziel 24 sind zwei Geschäfte des Bundesrats dargestellt, welche für die gesamte Leitlinie wichtig 
sind: die Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) sowie der Beschluss, diese 
Bereiche in das Eidg. Volkswirtschaftsdepartement (EVD) zu verlagern.
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Ziel 24

Die Schweizer Hochschulen bilden das Rückgrat von Wissenschaft 
und Forschung. Sie haben internationale Ausstrahlung und tragen 
dazu bei, dass die Wirtschaft über hervorragende Arbeitskräfte verfügt. 
Die ETH betreibt Technologie-Forschung auf höchstem Niveau und 
stärkt so den Werkplatz Schweiz.

Die Strategie des Bundesrates

Die Schweizer Hochschulen ziehen Studierende aus dem Inland und die 
besten Talente aus aller Welt an. Sie sollen wissenschaftlich auf höchster 
Stufe tätig sein, aber auch erstklassige angewandte Forschung betreiben. 
Der ETH-Bereich gibt Impulse für Innovation und Produktion im Bereich 
der Hochtechnologie. Die Infrastrukturen für die Forschung prägen deren 
Qualität stark mit. Da die Anforderungen und die Kosten steigen, sind die 
Programme und Investitionen innerhalb der Schweiz und mit internatio-
nalen Partnern zu koordinieren. Eine enge Zusammenarbeit mit der EU 
ist besonders wichtig. Die Schweiz soll ein führender Standort für Wissen 
und Innovation sein. So kann sie mithelfen, nationale und globale Prob-
leme wie z.B. den Klimawandel zu analysieren und Lösungen zu entwi-
ckeln. Die Forschung bei Energie- und Umwelttechnologien wird mit dem 
Ausstieg aus der Kernenergie noch wichtiger als bisher.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 24

Die hohe Qualität und der international gute Ruf 
des schweizerischen Hochschulsystems und der 
Forschung sind gewährleistet.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Der Bundesrat will den Spitzenplatz der Schweiz bei Forschung und Innovation 

festigen. Er wird deshalb die Bildung, Forschung und Innovation (BFI) in den 

Jahren 2013–2016 entschlossen fördern (Botschaft ans Parlament). Darunter 

fallen die Berufsbildung, die Hochschulen, die internationale Zusammenarbeit 

sowie die Förderung von Forschung und Innovation (z.B. Schweizerischer Natio-

nalfonds). Der Bundesrat beantragt dem Parlament die für die Jahre 2013–2016 

nötigen Gelder (ca. 26 Milliarden Franken, inklusive EU-Rahmenprogramme). Für 

den Bundesrat stellen Bildung, Forschung und Innovation eine politische Priori-

tät dar. Die Ausgaben dafür wachsen deshalb stärker als bei anderen Aufgaben 

des Bundes.

Auf internationaler Ebene plant der Bundesrat, das Abkommen mit der EU zur 

Forschung zu erneuern. So kann die Schweiz am Forschungsprogramm der 

EU 2014–2020 gleichberechtigt teilnehmen. Dies bringt der Schweiz Vorteile in 

wissenschaftlicher, technologischer und wirtschaftlicher Hinsicht.

Bei den Hochschulen nehmen der Bund und die Kantone gemeinsam Aufgaben 

wahr. Um die Koordination sicher zu stellen, will der Bundesrat eine Verein-

barung Bund–Kantone über die Zusammenarbeit bei den Hochschulen 

abschliessen. Darin legen Bund und Kantone Ziele fest und bilden gemeinsame 

Organe (z.B. Schweizerische Hochschulkonferenz, Wissenschafts- und Innovati-

onsrat). Dies ist im neuen Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz von 

2011 (HFKG) so vorgesehen. 

Zudem möchte der Bundesrat verschiedene Aufgaben und Verfahren bei der 

Forschung – z.B. in der internationalen Zusammenarbeit – präziser regeln. Dazu 

wird er eine Neufassung des Forschungs- und Innovationsförderungsgeset-

zes (FIFG) vorlegen.

Bei der Bildung und den Berufen im Gesundheitswesen (Fachhochschulen) 

möchte der Bundesrat in der ganzen Schweiz einheitliche Anforderungen um-

setzen. Zu diesem Zweck will er dem Parlament eine Botschaft zu einem neuen 

Gesetz über die Gesundheitsberufe vorlegen.

Im Jahr 2011 hat der Bundesrat entschieden, die Bildung, Forschung und Inno-

vation im Eidg. Volkswirtschaftsdepartement (EVD)* zusammen zu führen. 

Diese Bereiche sollen deshalb aus dem Eidg. Departement des Inneren (EDI) 

herausgelöst werden. Im EVD ist bereits das Bundesamt für Berufsbildung und 

Technologie angesiedelt.
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* �Ab 1.1.2013 Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF).
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Ziel 25

Bereits jetzt besteht in der Schweiz ein Mangel an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften. Das Bildungssystem muss daher gut qualifizierten 
Nachwuchs fördern. Sozial benachteiligte oder behinderte Jugendliche 
haben es schwer, eine Ausbildung zu durchlaufen und Arbeit zu fin-
den. Sie brauchen besondere Unterstützung.

Die Strategie des Bundesrates

Die Gesellschaft braucht gut ausgebildete Fach- und Führungskräfte. Die 
duale Berufsbildung (Lehre im Betrieb + Berufsschule) und stetige Weiter-
bildung bleiben von grosser Bedeutung. Bis 2020 sollen 95% aller 25-Jäh-
rigen (2009: ca. 90%) einen Abschluss auf Sekundarstufe II haben (Lehre, 
Fachmittelschule, Gymnasium; inkl. verschiedene Maturitätstypen). 
Berufsabschlüsse sollen national und international vergleichbar sein. Dies 
schafft mehr Chancen für alle und trägt zu einem durchlässigen Bildungs-
system bei. Den Zugang zu den Universitäten will der Bundesrat auch 
langfristig über die Maturität am Gymnasium offen halten; eine spezielle 
Prüfung soll grundsätzlich nicht nötig sein. Laufbahnen an den Hoch-
schulen (Doktorat, Professur) sind zu fördern, damit die Wissenschaft auf 
qualifizierten Nachwuchs zählen kann. Dazu sollen unter anderem Projek-
te des Schweizerischen Nationalfonds beitragen.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 25

Der Nachwuchs für qualifizierte Fachkräfte in Wissenschaft 
und Wirtschaft wird gefördert, und die Bildungs- und Be-
schäftigungsfähigkeit von Jugendlichen ist verbessert.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Die gute Berufsbildung ist ein wichtiger Grund dafür, dass in der Schweiz 

relativ wenig Jugendliche arbeitslos sind. Der Bundesrat will die schweizerische 

Bildung auch international noch besser vernetzen. Dazu soll sich die Schweiz an 

den Bildungs-, Berufsbildungs- und Jugendprogrammen der EU 2014–2020 

(«Erasmus for all») beteiligen. Diese Programme ermöglichen europaweit 

mehreren Millionen jungen Menschen, sich im Ausland aus- und weiterzubilden. 

Zwischen Bildungsinstitutionen und Unternehmen können Partnerschaften 

entstehen («Bildungsallianzen» zwischen Wissenschaft und Wirtschaft). Die EU 

will zwischen 2014–2020 bis zu 19 Milliarden Euro in dieses Programm investie-

ren.16 Die Schweiz beteiligt sich seit 2011 an den Bildungs-, Berufsbildungs – und 

Jugendprogrammen der EU. 

Der Bundesrat möchte mit dem Schweizer Bildungssystem auch im Ausland 

präsent sein und die gut 700 000 (2011) im Ausland lebenden Schweizerinnen 

und Schweizer unterstützen. Dazu will er das Ausbildungsgesetz für Ausland-

schweizerinnen und –schweizer ändern (Bundesgesetz über die Förderung 

der Ausbildung junger Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer von 

1987). Die Schweizer Schulen im Ausland sollen mehr Freiräume erhalten und 

das duale Bildungssystem besser berücksichtigen, zum Beispiel durch Partner-

schaften der Schulen mit Schweizer Unternehmen im Ausland. Die Schulen sol-

len im Ausland noch deutlicher als ein Teil der Schweiz wahrgenommen werden. 

Zudem will der Bundesrat die heute bestehenden Möglichkeiten vereinfachen, 

um Schulen oder Lehrkräfte im Ausland finanziell zu unterstützen.

 

Das Parlament hat eine zusätzliche Massnahme beschlossen. Es will eine Kon-

solidierung und einen Ausbau der Ausbildungsbeiträge. Die Stipendien sind 

in erster Linie Sache der Kantone. Das soll so bleiben. Die Stipendien spielen 

eine wichtige Rolle, um weniger bemittelten Studentinnen und Studenten den 

Zugang zur Bildung zu gewährleisten. Bestünden bei den Stipendien unter den 

Kantonen allzu grosse Unterschiede, so würde dies die Chancengleichheit unter 

den Studierenden verletzen. Dies will das Parlament vermeiden. Deshalb ver-

dient die Absicht der Kantone Unterstützung, die Stipendien zu harmonisieren 

(interkantonales Konkordat der Konferenz der Erziehungsdirektoren).
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16 �Vorschlag der EU-Kommission von Ende 2011. Das Geschäft wird noch vom Rat und Parlament behandelt.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Ziel 26

Neue Technologien und Produkte verändern die Berufswelt und den 
Alltag am Arbeitsplatz laufend. Stetige Weiterbildung ist deshalb wich-
tig, um neue Anforderungen zu bewältigen und auf dem Arbeitsmarkt 
gute Chancen zu behalten. Der Bundesrat will dieses «lebenslange 
Lernen» unterstützen.

Die Strategie des Bundesrates

Seit 2006 hat der Bund gemäss Verfassung den Auftrag, Grundsätze für die 
Weiterbildung festzulegen. Heute sind viele Bestimmungen dazu in einzel-
nen Gesetzen verteilt. Der Bundesrat will deshalb Ziele und Massnahmen 
in einem neuen Gesetz über die Weiterbildung zusammenfassen und sie 
erweitern. Denn das lebenslange Lernen ist aus der heutigen Arbeitswelt 
nicht mehr wegzudenken. Der Bundesrat will die private Verantwortung 
und Initiative ergänzen. Mit dem neuen Gesetz will er die Anstrengun-
gen von Bund und Kantonen besser aufeinander abstimmen und mehr 
Möglichkeiten zur Weiterbildung schaffen. Der Bundesrat möchte zudem 
genauer verfolgen, wie sich die Weiterbildung national und international 
entwickelt. Dazu will er bessere Datengrundlagen schaffen. Staatliche An-
gebote in der Weiterbildung dürfen jedoch den Wettbewerb nicht verfäl-
schen. Die Mehrheit der Angebote bleibt privat finanziert.

Botschaft des Bundesrates über die Legislaturplanung 2011–2015;

offizieller Wortlaut des Ziels 26

Die Rahmenbedingungen für die Weiterbildung 
werden optimiert und sichergestellt.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Weiterbildung soll auch in Zukunft vor allem in der Verantwortung von Pri-

vatpersonen und Unternehmen liegen. Neues Wissen und neue Kenntnisse 

verbessern die Chancen aller Berufstätigen in der Arbeitswelt. Besonders wichtig 

sind Weiterbildungen wie Seminare, Sprachkurse oder Vorbereitungskurse für 

Prüfungen für Frauen, die wieder in das Berufsleben einsteigen wollen. Grosse 

Bedeutung hat die Weiterbildung auch für weniger gut gebildete Menschen 

und Menschen mit Behinderungen oder ausländischen Wurzeln. Sie erhalten so 

bessere Möglichkeiten, attraktive Arbeitsplätze zu finden. Weiterbildung trägt 

zudem dazu bei, den sich abzeichnenden Mangel an Fachkräften in der Schweiz 

zu entschärfen. 

Der Bundesrat will deshalb für die Weiterbildung günstigere Rahmenbedin-

gungen schaffen. Dazu wird er eine Botschaft zu einem neuen Bundesgesetz 

über die Weiterbildung vorlegen. Mit dem Gesetz will er die Weiterbildung in 

der Schweiz neu ausrichten, sie besser in das gesamte Bildungssystem einord-

nen und die Qualität erhöhen. Er will genauer regeln, welche Vor- und Weiter-

bildungen an formale Bildungsabschlüsse und Diplome angerechnet werden. 

Das macht das gesamte Bildungssystem durchlässiger. So können zum Beispiel 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einen Unfall hatten, wenn nötig 

leichter den Beruf wechseln. Ausländerinnen und Ausländer, die in ihrer Heimat 

bereits einen beruflichen Abschluss erworben haben, können ihn in der Schweiz 

leichter anrechnen lassen. Diese Durchlässigkeit verbessert die Chancen der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt und senkt die 

Kosten für Bildung.
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Leitlinie 7

Gemäss Bundesverfassung sind Mann und Frau in der Schweiz 
gleichberechtigt (rechtliche Gleichstellung). Niemand darf 
wegen seines Geschlechts z.B. beim Lohn benachteiligt werden 
(tatsächliche Gleichstellung). Diese Vorgabe ist im Alltag noch 
nicht überall umgesetzt. Das Parlament will das korrigieren.

Seit mehreren Jahrzehnten ist die Gleichberechtigung der Geschlechter 
rechtlich verankert. Nicht nur die juristische, sondern auch die tatsäch-
liche Gleichstellung ist in der Bundesverfassung als Ziel festgehalten. In 
Wirklichkeit ist die Gleichstellung aber noch nicht vollständig umgesetzt. 
Das will das Parlament rasch ändern. Die neue Leitlinie der Legislatur-
planung bekräftigt diesen Willen. Gleichstellung und Chancengleichheit 
sind wichtig für den Zusammenhalt der Gesellschaft. Eine Mehrheit des 
Parlaments will die Gleichstellung von Mann und Frau nicht nur in der 
Familie, bei der Ausbildung und Arbeit, sondern auch beim Rentenalter17 
in naher Zukunft verwirklicht sehen.

Offizieller Wortlaut der Leitlinie 7

Die Schweiz sorgt für die rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung von Mann und Frau, vor allem in Familie, 
Ausbildung und Arbeit sowie beim Rentenalter.
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Das Parlament hat die Leitlinie 7 zur Gleichstellung von Mann und Frau und alle dazu gehörenden Ziele und Massnahmen 
neu in die Legislaturplanung eingefügt. Der Bundesrat hat sich in der Debatte im Parlament damit einverstanden erklärt.

17 �Die Begriffe der Familie, Ausbildung und Arbeit sind im «Gleichstellungsartikel» der Bundesverfassung 
ausdrücklich erwähnt (Art. 8, Abs. 3). Für den Begriff des Rentenalters gilt dies nicht. Das Rentenalter liegt 
heute für Frauen bei 64, für Männer bei 65 Jahren. Die Mehrheit des Parlaments wollte das Rentenalter des-
halb ausdrücklich in die neue Leitlinie zur Gleichstellung aufnehmen. Die Minderheit des Parlaments wollte 
dies nicht, da die Frauen in vielen anderen Bereichen nach wie vor benachteiligt seien. Der Bundesrat war 
bereit, die neue Leitlinie in seine Legislaturplanung 2011–2015 aufzunehmen. Er hat sich in der Diskussion 
aber ebenfalls gegen die Aufnahme des Rentenalters in die Leitlinie geäussert, da damit eine einzelne 
Frage der kommenden AHV-Revisionen herausgegriffen würde.

 �Aufgrund parlamentarischer  
Beratungen ergänzt, siehe 
blau markierten Text
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Ziel 27

Mann und Frau sind gleichberechtigt, wenn sie gleiche Chancen und 
Rechte haben: zum Beispiel bei der Ausbildung oder bei beruflichen 
Karrieren. Doch Chancengleichheit lässt sich nicht mit einem Schlag 
umsetzen. Sie muss sich entwickeln. Diesen Prozess will das Parlament 
beschleunigen.

Die Strategie des Parlaments

Die rechtliche Gleichstellung von Mann und Frau ist weit fort geschritten 
(z.B. Gleichstellungsgesetz, Bürgerrechtsgesetz, Ehe- und Scheidungs-
recht). Doch im Alltag ist die tatsächliche Gleichstellung nach Einschät-
zung des Parlaments noch bei Weitem nicht erreicht. So müsste gleicher 
Lohn für gleichwertige Arbeit eine Selbstverständlichkeit sein. Doch 
Frauen verdienen für gleichwertige Arbeit immer noch weniger als Män-
ner. Dies führt im Alter zu kleineren Renten. Weil Frauen nach wie vor 
mehr Zeit für Familienarbeit und Kinder aufwenden als Männer, haben 
sie weniger gute Chancen für Karrieren im Berufsleben. Umgekehrt gibt es 
Männer, die mehr Verantwortung für die Familie übernehmen möchten, 
aber nicht Teilzeit arbeiten können. Derartige Ungleichheiten will das Par-
lament rasch beseitigen. Zudem will das Parlament die Gewalt innerhalb 
von Familien («häusliche Gewalt»18) wirksamer bekämpfen.

Offizieller Wortlaut des Ziels 27

Die Chancengleichheit wird verbessert.

18 �Unter «häuslicher Gewalt» werden verschiedene Formen von Gewalt (physisch, psychisch, sexuell etc.) 
verstanden, die sich innerhalb bestehender oder aufgelöster Familien oder Ehen abspielen. Es kann sich um 
Gewalt gegen Frauen und Männer, aber auch gegen Kinder, ältere Menschen in der Familie oder zwischen 
Geschwistern handeln. Frauen sind deutlich öfter Opfer häuslicher Gewalt als Männer; diese wiederum sind 
öfter Täter als Frauen.
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Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

Gemäss Bundesverfassung gilt der Grundsatz, dass für gleichwertige Arbeit 

der gleiche Lohn zu bezahlen ist. Im Durchschnitt verdienen Frauen, so wurde 

im Parlament argumentiert, jedoch immer noch 15 bis 20  Prozent  weniger als 

Männer. In höheren Positionen sei der Unterschied noch deutlich grösser. Oft 

seien typische «Frauenberufe» zudem schlechter angesehen und bezahlt als 

andere Berufe. Das Parlament will deshalb die Massnahmen zur Bekämpfung 

der Lohndiskriminierung aufgrund des Geschlechts verstärken und zusätz-

liche staatliche Instrumente prüfen. So ist die Gleichbehandlung beim Lohn 

mit zusätzlichem Aufwand zu überwachen und durchzusetzen. Auch der Dialog 

zwischen Wirtschaft, Gewerkschaften und weiteren Institutionen ist auszubau-

en, um Benachteiligungen zu vermeiden.

Auch bei der Führung von Unternehmen sind Frauen deutlich weniger gut 

vertreten als Männer.19 Das Parlament will die Situation in den Schweizer Un-

ternehmen mit Blick auf die Entwicklung des Frauenanteils in den Verwal-

tungsräten beobachten. Der Anteil der Frauen soll steigen.

Das Parlament will in einem anderen Bereich, jenem der «häuslichen Gewalt», 

ebenfalls mehr Engagement. Die Gewalt innerhalb der Familie richtet sich 

besonders oft gegen Frauen und wird häufig verschwiegen («Tabuisierung»). 

Die Opfer leiden nicht nur unter körperlichen Schmerzen, sondern häufig auch 

unter Depressionen und sozialer Not. Das Parlament will die Massnahmen zur 

Prävention und Bekämpfung der häuslichen Gewalt weiterführen. Dabei 

müssen sich unter anderem die verantwortlichen Stellen bei Bund, Kantonen 

und Gemeinden noch besser vernetzen. 

Auch bei der Ausbildung bestehen Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern. 

Die sogenannten MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, 

Technik) sind besonders wichtig, um über gut qualifizierten Nachwuchs für Wirt-

schaft und Wissenschaft zu verfügen. Das Parlament hat hier einen generellen 

Rückstand im Schweizer Bildungssystem festgestellt. Ganz besonders gilt dies 

jedoch für Mädchen bzw. Frauen. Das Parlament will deshalb die Massnahmen 

zugunsten einer Erhöhung des Frauenanteils in den MINT-Fächern fördern.
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hingegen nur 1 Prozent in der Führung von Unternehmen engagiert seien.
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Ziel 28

Die Bundesverwaltung und bundesnahe Betriebe (z.B. SBB, Post) 
sollen ein Vorbild sein. Mann und Frau sollen gleichgestellt sein. Doch 
auch die Vertreterinnen und Vertreter französischer, italienischer und 
rätoromanischer Muttersprache sollen gleiche Chancen haben wie jene 
aus der deutschen Schweiz.

Die Strategie des Parlaments

Das Parlament richtet besondere Erwartungen an die Bundesverwaltung 
und die bundesnahen Betriebe wie SBB, Post oder Swisscom. Sie sollen bei 
der Gleichstellung der Geschlechter und Landessprachen mit gutem Bei-
spiel vorangehen und die Chancengleichheit im Alltag verwirklichen. Dies 
ist wichtig für den Zusammenhalt des Landes. Frauen sind in der Bundes-
verwaltung und in bundesnahen Betrieben nach wie vor untervertreten. 
Dies gilt ganz besonders für Kaderstellungen. Auch die Vertreterinnen und 
Vertreter der sprachlichen Minderheiten sind in der Bundesverwaltung 
leicht untervertreten. Derartige Ungleichheiten will das Parlament rasch 
beseitigen.

Offizieller Wortlaut des Ziels 28

Die Gleichstellung von Frau und Mann in der Bun-
desverwaltung und in den bundesnahen Betrieben 
wird durchgesetzt, und die Chancengleichheit der 
sprachlichen Minderheiten ist gewährleistet.



77

Erforderliche Massnahmen zur Zielerreichung

In der Bundesverwaltung sind Frauen nach wie vor untervertreten. Dies gilt 

besonders im mittleren und oberen Kader.20 Die Anteile der Frauen haben sich in 

den letzten Jahren zwar leicht erhöht, liegen aber deutlich unter den Vorgaben.

Auch die Anteile der sprachlichen Minderheiten lagen im Jahr 2011 leicht unter 

den Soll-Werten21. Die Verteilung der Sprachgruppen in der Bundesverwaltung 

hat sich in den letzten Jahren kaum verändert. Bei ausgewählten Schlüsselfunk-

tionen in der Bundesverwaltung (z.B. GeneralsekretärInnen, AmtsdirektorInnen, 

Personal- und Finanzverantwortliche) sind die sprachlichen Minderheiten sogar 

deutlich untervertreten.22 

Das Parlament will deshalb den Anteil der Frauen und der sprachlichen 

Minderheiten im Kader der Bundesverwaltung, sowie im Kader und in den 

Verwaltungsräten bundeseigener und –naher Unternehmungen deut-

lich erhöhen. Bei den Verwaltungsräten dieser Betriebe (Post, SBB, Swisscom, 

Skyguide) kann der Bundesrat als Besitzer («Eigner») auf die Bestellung der 

Verwaltungsräte Einfluss nehmen. Die Auswahl der Führung der Unternehmen 

(Geschäftsleitungen) ist Sache der Verwaltungsräte.
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20 �Im Jahr 2011 haben 42% Frauen und 58% Männer in der Bundesverwaltung gearbeitet. Der Ziel-Wert 
für Frauen liegt bei 44–48%, jener für Männer bei 52–56%. Im mittleren Kader liegt der Anteil der Frauen 
bei knapp 28% (Ziel-Wert 29–35%). Im oberen Kader sind etwas über 14% Frauen; der Ziel-Wert liegt bei 
16–20%. Der Bundesrat will diese Ziel-Werte bis 2015 erreichen. Die Daten stammen aus dem Reporting 
Personalmanagement 2011 des Bundesrats an die Geschäftsprüfungs- und Finanzkommissionen der eid-
genössischen Räte. Beim Anteil der Frauen sind der Bereich Verteidigung des VBS sowie das uniformierte, 
bewaffnete Grenzwachtkorps nicht einbezogen.

21 �Soll-Werte gemäss Verordnung über die Landessprachen und die Verständigung zwischen den Sprach-
gemeinschaften vom 4. Juni 2010: Deutsch 70%, Französisch 22%, Italienisch 7%, Rätoromanisch 1%. Die 
Anteile der Sprachgruppen weichen bei den verschiedenen Departementen stark voneinander ab.

22 �Vgl. Bericht Eidg. Personalamt (EPA): Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung von 
2004–2008, Seite 4.
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Strategie nachhaltige Entwicklung 2012–2015

Die Strategie nachhaltige Entwicklung ist eine Teilstrategie 
der Legislaturplanung. Sie will die wirtschaftliche Entwick-
lung mit dem Umwelt- und Ressourcenschutz sowie dem 
sozialen Zusammenhalt in Einklang bringen. Im Aktions-
plan 2012–2015 verweist der Bundesrat auf laufende Mass-
nahmen. Und er präsentiert 16 neue Massnahmen, darunter 
solche für eine «grüne Wirtschaft».

Seit 1997 legt der Bundesrat seine politischen Absichten zur Umsetzung der 

nachhaltigen Entwicklung in der Schweiz in der «Strategie nachhaltige Ent-

wicklung» fest. Diese departementsübergreifende Strategie hat viele inhaltliche 

Bezüge zur Legislaturplanung. Der Aktionsplan 2012–2015 enthält Massnah-

men, die Antworten auf zehn Schlüsselherausforderungen für die nachhaltige 

Entwicklung der Schweiz liefern:

1) den Klimaschutz, 2) die Verminderung des Energieverbrauchs und die 

Förderung erneuerbarer Energien, 3) die nachhaltige Raumentwicklung, 4) die 

Entkoppelung der wirtschaftlichen Entwicklung vom Ressourcen- und Energie-

verbrauch, 5) die nachhaltige Ressourcennutzung, 6) die Stärkung des sozialen 

Zusammenhalts, 7) die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung, 8) globa-

le Entwicklungs- und Umweltherausforderungen, 9) die langfristige Sicherung 

der öffentlichen Haushalte und der Sozialversicherungen, 10) die Nutzung 

von Bildung, Forschung und Innovation für die Umsetzung der nachhaltigen 

Entwicklung. 

Auf der Ebene der Massnahmen sind solche für eine «grüne Wirtschaft» ein 

Schwerpunkt. Es geht darum, die Schweiz frühzeitig auf eine sich verschärfende 

Ressourcenknappheit vorzubereiten und die daraus erwachsenden wirtschaftli-

chen Chancen zu erschliessen. Weiter fördert die Strategie mit einem Monitoring 

und mit der «Nachhaltigkeitsbeurteilung» politischer Vorhaben die Transparenz 

und die sachliche Diskussion zu Nachhaltigkeitsfragen. Über die Zusammenar-

beit mit Kantonen, Städten und Gemeinden wird die nachhaltige Entwicklung 

auch innerhalb der Schweiz gestärkt. Mitte 2012 verfolgen bereits 16 Kantone 

und über 200 Gemeinden vergleichbare Ansätze wie der Bund. 

Weitere Informationen auf www.are.admin.ch/sne

Anhang
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